
Ein Programm von Übergangsforderungen

Das Trotzkistische Manifest, Kapitel 3, Sommer 1989

Die gegenwärtige Periode ist durch defensive ökonomische Massenkämpfe in den imperialistischen
Ländern, durch aktuelle oder latente politisch- revolutionäre Krisen in den degenerierten
Arbeiterstaaten und durch vorrevolutionäre und revolutionäre Krisen in den halbkolonialen Ländern
gekennzeichnet. Diese fortdauernde Ungleichheit macht es unmöglich, wie Trotzki 1938 von einer
weltweit vorrevolutionären Situation zu sprechen. Aber dies ändert nichts an der Dringlichkeit, die
Arbeiterbewegung mit einem Übergangsprogramm zu bewaffnen.

Nur ein solches Programm kann absichern, daß die Fortschritte, die die Massen in diesem oder
jenem Teilkampf erreicht haben, aufeinander aufgebaut und konsolidiert werden und daß ihnen
diese nicht bei der ersten Gelegenheit von den Kräften der Reaktion wieder gestohlen werden. Nur
ein solches Programm kann den fundamentalen Widerspruch, an dem die internationale
Arbeiterbewegung krankt, lösen: einerseits sind die Massen bereit, ihre Errungenschaften zu
verteidigen und auch die revolutionäre Offensive zu wählen; andererseits aber sind die etablierten
Führungen immer noch in der Lage, eben diese Kämpfe zu demobilisieren und zu verraten.

Ein Übergangsprogramm bemüht sich, diese subjektive Schwäche anzusprechen, indem es für die
Massen eine Brücke zwischen ihren unmittelbaren Verteidigungskämpfen und dem Kampf für die
sozialistische Revolution baut. Diese Brücke hat die Form einer Reihe miteinander verbundener
Forderungen, die in ihrer Gesamtheit eine offene und direkte Herausforderung an die kapitalistische
Herrschaft darstellen. Aber Revolutionäre sind keine Sektierer. Sie kämpfen für Mindestforderungen
und sind in jedem Teilkampf die gründlichsten und gewissenhaftesten Taktiker und Organisatoren.
Wir stehen bei allen Kämpfen der Arbeiterklasse an vorderster Front, egal wie partiell sie sind. Aus
diesem Grund wäre es falsch, das Übergangsprogramm den existierenden Massenkämpfen als
Ultimatum entgegenzustellen.

Aber es ist eine zentristische Verzerrung des Übergangsprogramms, einzelne Forderungen
vollständig aus dem in sich verketteten System herauszutrennen und sie als dürftig maskierte und
isolierte Gewerkschaftsforderungen zu präsentieren. Ebenso sind alle Versuche,
Übergangsforderungen als strukturelle Reformen des Kapitalismus darzustellen, äußerst
opportunistisch. Der eigentliche Zweck von Übergangsforderungen ist, die Massen gegen den
Kapitalismus zu mobilisieren. Die Aufgabe der revolutionären Avantgarde ist es deshalb, in den
unmittelbaren Massenkämpfen einzelne Forderungen im Kontext eines Kampfes für das Programm
als ganzes zu verwenden.

In der Praxis wird dies bedeuten, innerhalb eines Einzelkampfes für zugespitzte, relevante
Übergangsforderungen zu agitieren, während Propaganda für das Programm als ganzes gemacht
wird, indem erklärt wird, was die Realisierung dieser oder jener Forderung für die nächste Phase
des Kampfes bedeuten wird. Wie muß dieser Fortschritt gefestigt werden, wie können wir einen
Gegenangriff der Herrschenden verhindern? Das Verhältnis zwischen solcher Agitation und
Propaganda, der Punkt, von dem an die Massenagitation die Propaganda ersetzt, wird vom Umfang,
Tempo und der Intensität des Kampfes bestimmt.

Der Übergangscharakter des Systems von Forderungen wird durch verschiedene Merkmale
ausgedrückt. An erster Stelle sprechen solche Forderungen die fundamentalen ökonomischen und
politischen Bedürfnisse der Massen, wie sie durch die objektive Situation bestimmt werden, an. Die
Forderungen hängen in ihrer Richtigkeit nicht davon ab, ob sie für das reformistische
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Massenbewußtsein annehmbar sind; auch werden sie nicht entwertet, wenn die kapitalistischen
oder stalinistischen Bürokraten dazu gezwungen sind, solchen Forderungen zu entsprechen.
Zweitens versuchen Übergangsforderungen, die Massen unabhängig von den offenen politischen
Repräsentanten der Bourgeoisie und deren reformistischen Agenten innerhalb der
Arbeiterbürokratie zu organisieren. Dies wollen wir durch Gewerkschaften, Fabrikkomitees,
Arbeiterräte und die revolutionäre Partei erreichen.

Rund um diese Forderungen mobilisiert, stellt die Arbeiterklasse in solchen Organisationen die
Herrschaft der Kapitalisten in Frage. Sie beeinträchtigt die bürgerliche Herrschaft in Fabrik, Büro
und Schule, durch Streikpostenketten und Straßenaktionen, ja sogar auf Regierungsebene. Zu
diesem Zweck verkörpert jede Übergangsforderung einen Kampf für irgendein Element direkter
Arbeiterkontrolle über die Kapitalisten. Indem im Kampf für die Erhaltung von Arbeitsplätzen
elementare Formen von Arbeiterkontrolle über die Produktion errichtet werden, wird die
Auseinandersetzung auf eine höhere Ebene gebracht. Die Frage ist aufgeworfen: Wer hat die Macht
in der Fabrik, die Arbeiter oder die Bosse? Ein erfolgreicher Kampf auf Fabrikebene stellt die
Arbeiter in der Folge vor neue Herausforderungen, sowohl in Beziehung zu anderen
Industriezweigen als auch zur Gesellschaft als ganzer.

Zusätzlich üben sich die Massen durch das System der Arbeiterkontrolle im Führen der Fabrik und
bereiten sich so auf die kommenden Aufgaben unter der Diktatur des Proletariats vor. Daher sind
Übergangsforderungen einerseits das Mittel zum Übergang von den heutigen, unmittelbaren
Kämpfen zu einem revolutionären Angriff auf das gesamte kapitalistische Regime und andererseits
eine Schule, ein Mittel, die Arbeiter für die Aufgaben des Übergangs zum Sozialismus selbst zu
erziehen.

Gegen die kapitalistische Offensive

Die vereinte Offensive der Kapitalisten zur Lösung ihrer Krisen und zur Herbeiführung eines
Konjunkturaufschwunges hat einen schweren Tribut auf die Lebensbedingungen der
Weltarbeiterklasse und der unterdrückten Bauernschaft gefordert. Steigende Preise, die in einigen
Halbkolonien sogar das Niveau der Hyperinflation erreichten, und Massenarbeitslosigkeit sind der
Preis zeitweiser Stabilisierung. Um ihre Kampfkraft zu erhalten, muß die Arbeiterklasse ihr Recht
auf Arbeit verteidigen und einen ausreichenden Lohn verdienen. Sie ist dazu gezwungen, das von
der Bourgeoisie zugestandene Wohlfahrtssystem – den sogenannten Soziallohn – zu verteidigen und
auszudehnen. Es ist notwendig, Forderungen voranzutreiben, die den Überlebenskampf zu beenden
versuchen.

In jedem Land kämpfen wir für einen gesetzlich garantierten Mindestlohn in einer Höhe, die von der
Arbeiterbewegung und nicht von den Herrschenden bestimmt wird. Das soll natürlich keinesfalls
heißen, daß sich Kollektivverträge auf ein solches Minimum beschränken. Die Arbeiterklasse muß
sich ständig bemühen, über den Mindestlohn, der einfach nur ein Sicherheitsnetz gegen niedere
Löhne und die Armut des unterdrücktesten Teils der Arbeiter ist, hinausgehen.

Kampf der Inflation

Unter Bedingungen, unter denen die Herrschenden steigende Preise dazu benutzen, die Arbeiter zu
verarmen, kämpfen wir für den Schutz kollektiver Abkommen gegen jede Preissteigerung durch die
Unternehmer. Zu diesem Zweck kämpfen wir für eine gleitende Lohnskala, die Lohnsteigerungen
zum Ausgleich für steigende Lebenshaltungskosten garantiert. Natürlich werden die Herrschenden
mit gefälschten Indizes zu beweisen versuchen, daß die Lebenshaltungskosten nicht steigen, und
dadurch die Massen zu hintergehen. Um dieser Gaunerei zu begegnen, kämpfen wir für einen
Lebensmittelindex der Arbeiterklasse, erstellt und bestimmt durch Preiskontrollkomitees, bestehend



aus gewählten Delegierten von den Arbeitsplätzen und den Arbeiterbezirken: den Wohnsilos, den
Arbeitervierteln, den Barrios und Slums, den Organisationen der Frauen der Arbeiterklasse und den
proletarischen Konsumenten. Unter der Bedingung der Hyperinflation werden darüber
hinausgehende Maßnahmen erforderlich, um die Ausgebeuteten und Unterdrückten vor dem
Hunger, der Zerstörung ihrer Sicherheit und ihrer dürftigen Ersparnisse zu schützen. Sie müssen
um die Kontrolle über die lebensnotwendigen Güter kämpfen. Dies bedeutet Arbeiterkontrolle über
die Lebensmittelindustrie, die großen landwirtschaftlichen Betriebe, die verarbeitende Industrie, das
Transportwesen und die Supermarktketten. Weiters bedeutet dies, direkte Handelsbeziehungen
zwischen den Arbeitern und den Bauern durch den Austausch von Gütern einzuführen. Dies führt
zum Aufbau von Arbeiter- und Bauernkomitees, um die Lebensmittelpreise und deren Verteilung zu
kontrollieren.

Aber um die Hyperinflation zu stoppen, müssen die Arbeiter die Kontrolle über die Banken erlangen
und ihre vollständige Nationalisierung erzwingen, einschließlich der Konfiszierung der Einlagen der
Bourgeoisie und der ausländischen Multis. Wir fordern Aktionen zur Verhinderung der Kapitalflucht
ins Ausland, zur sofortigen Nichtanerkennung der Auslandsschuld und zur Einstellung aller
Zinsenzahlungen. Die Ersparnisse der Arbeiter, Bauern und Kleinbürger sollten zu ihrem
vorhyperinflationären Wert gesichert werden.

Alle diese Maßnahmen verweisen auf die Notwendigkeit eines Staatsmonopols über den
Außenhandel und auf die Einführung demokratischer Planung durch die Produzenten. Um ein
Arbeiter- und Bauernprogramm gegen die Inflation durchzusetzen, ist eine Regierung eben dieser
Klassen ein unerläßliches Instrument. Ohne dieses wird die Bourgeoisie die Hyperinflation dazu
benutzen, die Arbeiter zu demoralisieren und die Bauernschaft und das Kleinbürgertum gegen sie
aufzuhetzen (Bolivien 1985 – 1986). Sie wird versuchen, die inflationäre Krise zu lösen, indem sie die
Arbeiter niederknüppelt und ihnen brutale deflationäre Maßnahmen aufzwingt: Kürzung des
Staatsbudgets für Gesundheits- und Erziehungswesen, Lohnkürzungen und Schließungen von
Fabriken und Bergwerken. Inflation und Deflation sind beides Waffen der Bourgeoisie, um das
revolutionäre Moment der Arbeiterklasse zu brechen. Gegen beides vereinigen wir die Massen um
ein Programm, das darauf besteht: „Laßt die Reichen zahlen!“

Die Geissel der Arbeitslosigkeit

Massenarbeitslosigkeit ist heute ein beständiges Merkmal eines jeden kapitalistischen Landes. In
den Halbkolonien führt der Zusammenbruch der Rohstoffpreise auf dem Weltmarkt zur Zerstörung
ganzer Industrien, während die Landwirtschaft Millionen von landlosen Bauern in die Städte
getrieben hat, wo sie keine Arbeit finden und in die Reihen des Lumpenproletariats hinabgedrückt
werden. In den imperialistischen Kernländern ließ die kapitalistische Umstrukturierung Millionen
Menschen am Schrotthaufen der Arbeitslosigkeit landen. Gegen diese Geißel bringt unser Programm
die Forderung für das Recht auf Arbeit für alle, unabhängig von Geschlecht, Rasse, Alter,
Glaubensbekenntnis oder sexueller Orientierung, vor. Diese Forderung ist nur verwirklichbar auf
der Basis von militanten, direkten Aktionen – Streiks gegen Entlassungen, Besetzungen gegen
Betriebsschließungen, militante Proteste durch die Organisationen der Arbeitslosen. Solche Kämpfe
müssen sich die Erreichung einer gleitenden Arbeitszeitskala zum Ziel setzen. Unter der Herrschaft
der Arbeiterkontrolle soll die Arbeit unter allen Arbeitenden eines Unternehmens aufgeteilt und die
Arbeitswoche verkürzt werden, um diese Arbeitsaufteilung zu erleichtern. Unter keinen Umständen
sollen bei weniger Arbeitsstunden die Löhne gekürzt werden. Dies ist eine bewußte
Verallgemeinerung und revolutionäre Ausdehnung von Forderungen, die spontan von den Arbeitern
für die „35-Stunden-Woche ohne Lohnverlust“ (Britannien, BRD) oder von „30 für 40“ (USA)
aufgestellt wurden.

Für jene, die die Kapitalisten in der Arbeitslosenschlange stehen lassen, kämpfen wir für Arbeit oder



vollen Lohn. Wenn die Kapitalisten keine Arbeit zur Verfügung stellen, fordern wir staatliche
Arbeitslosenunterstützung in einer Höhe, die von der Arbeiterbewegung festgelegt werden soll.
Wenn der Kapitalismus unfähig ist, soziale Betreuungseinrichtungen zur Verfügung zu stellen, und
Frauen daran gehindert werden, ganztägig zu arbeiten, dann fordern wir volle
Unterstützungsleistungen. Aber diese Forderung muß mit dem Kampf für soziale Einrichtungen für
Kinder, Kranke und Behinderte verbunden werden, sodaß es Frauen möglich ist zu arbeiten.

Volle Unterstützungszahlungen sollten für all jene gefordert werden, die der Kapitalismus aufgrund
ihres Alters, ihrer Behinderung oder Krankheit aus der gesellschaftlichen Produktion ausschließt.
Für die Älteren verlangen wir das Recht, in einem Alter in Pension zu gehen, das von der
Arbeiterbewegung eines jeden Landes festgelegt wird. Inflationsgesicherte Pensionen müssen vom
Staat in einer von der Arbeiterklasse festgesetzten Höhe, die den Lebensstandard der Älteren erhält,
bezahlt werden. Für jene über dem Pensionsalter, die weiterarbeiten wollen, muß dies zu vollen von
den Gewerkschaften ausgehandelten Löhnen möglich sein.

Die Arbeitslosen selber dürfen nicht als Zuschauer im Kampf gegen die Arbeitslosigkeit
stehengelassen werden. Kommunisten und Kommunistinnen streben nach dem gemeinsamen Kampf
von Arbeitslosen und Arbeitenden. Wir sind für das Recht der Arbeitslosen, sich in den
Gewerkschaften mit vollen Rechten, aber reduzierten Beiträgen zu organisieren. Wir sind auch für
den Aufbau von demokratischen Massenarbeitslosenbewegungen, die durch die Arbeiterbewegung
beträchtliche finanzielle Unterstützung erhalten, ohne daß Bedingungen an diese Zahlungen
geknüpft werden. Sie sollen volle Vertretungsrechte innerhalb der Arbeiterbewegung haben. Solche
Organisationen werden eine entscheidende Rolle spielen, um zu verhindern, daß die Arbeitslosen
der Ideologie des Faschismus (oder anderen reaktionären Ideologien und Bewegungen), der
Kriminalisierung und der Verlumpung zum Opfer fallen. Sie sind ein wichtiges Druckmittel
gegenüber den beschäftigten Arbeitern, um einen aktiven Kampf zur Verteidigung ihrer arbeitslosen
Kollegen und Kolleginnen aufzunehmen.

Um alle Arbeitslosen in den Produktionsprozeß zu integrieren und es ihnen zu ermöglichen, sozial
nützliche Arbeit zu verrichten, kämpfen wir unermüdlich für ein Programm von öffentlichen Arbeiten
unter Arbeiterkontrolle, bezahlt durch den kapitalistischen Staat. Die Notwendigkeit für ein solches
Programm ist unübersehbar. In den imperialistischen Kernländern sind alle Arten von öffentlichen
Einrichtungen verbesserungs- oder renovierungsbedürftig. In den Halbkolonien leben die Massen im
Elend und müssen die grundsätzlichsten Annehmlichkeiten des Lebens (Wohnen, Wasser, sanitäre
Anlagen und Heizung, Erziehung und Gesundheitsversorgung) entbehren. Das Programm für
öffentliche Arbeiten versucht sowohl diese brennenden Bedürfnisse, wie den Bau von Wohnungen,
Spitälern, Schulen und sonstigen Einrichtungen, zu befriedigen, als auch Arbeitsplätze für Millionen
Menschen bereitzustellen. Weiters schult es die Arbeiterklasse, die Wirtschaft in einer Art und
Weise zu führen, die ihre Bedürfnisse befriedigt. Es ist eine Schule für die Planwirtschaft selbst.

Verbunden mit einem solchen Programm für öffentliche Arbeit ist der Kampf für soziale
Einrichtungen oder für deren Verteidigung und Ausbau. Diese dienen in gewisser Weise dazu, die
Arbeiterklasse vor den schlimmsten Auswirkungen der kapitalistischen Ausbeutung zu schützen. Der
Kapitalismus ist nicht nur bereit, unseren Lebensstandard seinem Lechzen nach Profit zu opfern, er
ist dies auch in Bezug auf unser Recht auf Bildung, auf das Recht, die uns verbleibende Freizeit zu
genießen und in Bezug auf das Recht auf Krankenversorgung. Was für ein besseres Zeugnis für den
Bankrott des Kapitalismus kann erwartet werden als das Faktum, daß die USA als reichstes und
mächtigstes Land der Welt eine der höchsten Kindersterblichkeitsraten aller industrialisierten
Länder aufweisen. Um solche Ungerechtigkeiten zu bekämpfen, kämpfen wir für kostenlose Bildung,
freie öffentliche Einrichtungen und Freizeitmöglichkeiten und ein kostenloses Gesundheitswesen für
alle. Diese Rechte müssen durch staatliche Subventionen in einer von den Massen selbst bestimmten
Höhe garantiert werden. Diese Einrichtungen dürfen nicht von kapitalistischen Managern geleitet



werden, sondern durch eine Arbeiterkontrolle über die öffentlichen Dienste.

Die habgierige Suche nach Profit degradiert und zerstört die Individuen weit über die Fabrik und
das Büro hinaus. Im Kapitalismus treibt der Gebrauch von Drogen Hunderttausende über die
Grenzen von Genuß und Stimulation hinaus in die Unproduktivität von Abhängigkeit und
Knechtschaft: Alkoholismus und Drogenabhängigkeit zerstören das Leben von vielen potentiellen
Klassenkämpfern gegen das System, das solche Abhängigkeiten verursacht. Wir fordern die
Entkriminalisierung des Drogengebrauchs und die Beschlagnahme der enormen Profite, die die
Rauschgiftmagnaten aus dem illegalen Import und Export von Drogen ziehen. Wir sind für ein
staatliches Monopol, das von einem Arbeiter- und Bauern-Preiskomitee überwacht wird, für den
Verkauf von Drogen für den pharmazeutischen und nicht-pharmazeutischen Gebrauch. Wir fordern
wissenschaftlich fundierte Erziehung und Information über die Gefahren des Gebrauchs von
manchen Drogen für nicht-medizinische Zwecke.

Es wird keinen Mangel an Kapitalisten, bürgerlichen Politikern, wirtschaftlichen „Experten“ und
reformistischen Apologeten des Kapitalismus geben, welche „beweisen“ werden, daß unsere
Forderungen für Löhne, Arbeitsplätze und Dienstleistungen nicht realisierbar seien und sicher nicht
geleistet werden können. Darauf antworten wir, daß wir es uns nicht leisten können, ohne die
Erreichung unserer Forderungen zu leben. Wir gehen nicht davon aus, was das kapitalistische
System behauptet, sich leisten zu können. Die ganze Geschichte hindurch traf jede unserer
Forderungen auf den Aufschrei, daß unsere Herrscher sie nicht verkraften könnten. Dennoch haben
wir sie gewonnen, denn was leistbar ist, wird durch den Kampf entschieden; in Summe sind
Reformen das Nebenprodukt des revolutionären Kampfes gegen den Kapitalismus. Wenn der
bürgerliche Staat die Forderungen der Massen nach Löhnen, Arbeit oder Sozialleistungen mit dem
Argument ablehnt, daß das zu einem Budgetdefizit führen würde, dann schlagen wir ein
revolutionäres Programm der Besteuerung vor.

Die Arbeiter in den Fabriken und Banken sollen das veranlagte und flüssige Vermögen der
Arbeitgeber berechnen. Auf der Grundlage dieses Kapitals und anderen Besitzes soll eine stark
progressive Vermögenssteuer von ihnen eingehoben werden. Mit diesen Einnahmen wird es möglich
sein, mit der Finanzierung der Bedürfnisse der Massen anzufangen. Andererseits soll die indirekte
Besteuerung von Gütern des Massenkonsums und die Einkommensteuer der besitzlosen Massen
über Bord geworfen werden. Die progressive Einkommens- und Vermögenssteuer für die
Kapitalisten muß durch Arbeiter kontrolliert werden, um die Umgehung und Korruption durch
Finanzexperten aufzudecken. Auch muß jeder Versuch, die Sonderbesteuerung der Kapitalisten auf
die Preise der Massenkonsumgüter abzuladen, durch die Arbeiterkontrolle verhindert werden. Wenn
die Kapitalisten sich weigern, ihre Steuern zu zahlen, diese zu hinterziehen versuchen oder
Zahlungsunfähigkeit vorgeben, dann muß ihr Vermögen konfisziert werden.

Die Gewerkschaften

In vielen Teilen der Welt sind die Gewerkschaften dauerhafte Massenorganisationen des Proletariats
geworden. Revolutionäre und Revolutionärinnen müssen daher eine zentrale Ausrichtung auf die
Gewerkschaften haben, trotz deren reaktionärer Führungen. Eine richtige revolutionäre
Intervention in die Gewerkschaften erfordert ein klares Verständnis ihres Charakters, ihrer Grenzen
im Kapitalismus sowie eine systematische Strategie für deren Umwandlung in Instrumente des
revolutionären Kampfes.

Reines Gewerkschaftertum verkörpert Klassenkampf in den Grenzen des Kapitalismus. Im
allgemeinen haben sich die Gewerkschaften als elementare Organisationen zur Verteidigung der
Arbeiterklasse gegen die Auswüchse der kapitalistischen Ausbeutung, zur Erlangung der Mittel für
den Lebensunterhalt und zur Verbesserung des Lebensstandards der Arbeiter und ihrer Familien



herausgebildet. Auf diese Weise anerkennt das reine Gewerkschaftertum das Lohnsystem, das
System der Lohnsklaverei. Als eine Form des Bewußtseins verbleibt es auf dem Boden der
bürgerlichen Gesellschaft. Rein gewerkschaftliches Bewußtsein ist daher eine Form des
reformistischen, bürgerlichen Bewußtseins innerhalb der Arbeiterklasse.

Das System der kapitalistischen Ausbeutung erzeugt jedoch den Klassenkampf selbst, wenn auch
zumindest anfangs rein ökonomisch und zersplittert. Dies geschieht deswegen, weil die Bourgeoisie
durch die Konkurrenz gezwungen ist, die Arbeitskosten zu senken und damit entweder die Intensität
zu steigern oder den Arbeitstag zu verlängern. Dieser Klassenkampf schafft die objektiven
Bedingungen für die Überwindung der reformistischen Beschränkungen des reinen
Gewerkschaftertums. Die Arbeiterklasse wird zur Anwendung von Klassenkampfmethoden
getrieben, die drohen, über die Grenzen reformistischer gewerkschaftlicher Lösungen
hinauszugehen. Diese objektive Tatsache gibt Gewerkschaftsorganisationen einen widersprüchlichen
Charakter. Auf der einen Seite widerspiegeln sie den selbstbeschränkenden Reformismus eines
reinen gewerkschaftlichen Bewußtseins. Andererseits verkörpern sie episodenweise das
revolutionäre Potential einer Arbeiterklasse, die zur Anwendung von Streiks, Besetzungen und
Streikposten gezwungen ist. Sie können daher als „Kriegsschulen“ der Arbeiterklasse dienen.

Dieser widersprüchliche Charakter der Gewerkschaftsorganisationen offenbart sich auf
mannigfaltige Weise. Selbst mit der Ausdehnung des Proletariats in die halbkoloniale Welt
organisieren die Gewerkschaften weiterhin nur eine Minderheit der internationalen Arbeiterklasse.
Die etablierten Bürokratien sind bei der Integration neuer Arbeiterschichten durch konservative
Trägheit gekennzeichnet. Sie sind ängstlich besorgt, daß der Zustrom solcher Arbeiter ihre
Privilegien und ihr ruhiges Leben gefährden könnte. Tendenziell organisieren die Gewerkschaften
die Arbeiteraristokratie, die besser ausgebildeten und privilegierten Teile der Klasse. Sie
widerspiegeln den Gruppenegoismus und das enge handwerklerische Bewußtsein dieser Schichten.
Sie neigen im Namen der Neutralität zu einer selbstschädigenden Enthaltsamkeit in der Politik,
obwohl die Gewerkschaftsführung oft gleichzeitig bei Wahlen die Stärke der Gewerkschaften
reformistischen oder liberalen bürgerlichen Parteien ausliefert.

Im wesentlichen werden Gewerkschaften von einer reformistischen Bürokratie dominiert, die sich in
den imperialistischen Ländern während des 19. und frühen 20. Jahrhunderts aus der
Arbeiteraristokratie entwickelte und sich vor allem auf die organisierten Facharbeiter stützte. In
vielen Halbkolonien entstand ebenfalls eine Bürokratie, auch hier aus der Arbeiteraristokratie. Doch
ist sie kleiner und genießt weniger materielle Privilegien als die der imperialistischen Länder. Sie
wurde von bürgerlich- nationalistischen oder reformistischen Kräften gefördert, die sich so eine
soziale Basis zu sichern hofften (wie in Mexiko und Argentinien). In anderen Ländern, wo sich
entweder noch keine Arbeiteraristokratie entwickelt hat oder diese noch zu schwach ist, um die
Gewerkschaften oder reformistische bzw. nationalistische Parteien zu beeinflussen, entstand eine
reformistische Bürokratie oft durch Verbindungen mit der internationalen Gewerkschaftsbewegung
und durch die materielle Hilfe der Bürokratien in den imperialistischen Ländern.

Die Gewerkschaftsbürokratie ist eine besondere Kaste, die ihre Position und ihre materiellen
Privilegien (wie gering sie auch immer sein mögen) ihrer Rolle als Unterhändler im Klassenkampf
zwischen den Arbeitern und ihren Bossen verdankt. Ihre privilegierte Position geht oft einher mit
ihrer Einbindung in untere Ebenen des kapitalistischen Staates. Um diese Positionen
aufrechtzuerhalten, hat sie ein objektives Interesse an der Erhaltung des Systems der
Klassenausbeutung und beschränkt und verrät daher die Klassenkämpfe. Sie handelt also als
Feldwebel der Kapitalisten in der Arbeiterklasse und ist ein verschworener Feind des militanten
Klassenkampfes und einer echten Arbeiterdemokratie.

Im Gegensatz dazu hat die Gewerkschaftsbasis kein objektives Interesse an der Aufrechterhaltung



der kapitalistischen Ausbeutung. In den Momenten verschärften oder verallgemeinerten
Klassenkampfes erweisen sich die Bestrebungen der Arbeiter an der Basis als das genaue Gegenteil
der Methoden der Bürokratie. Im Angesicht der Attacken von seiten ihrer Bosse greifen die Arbeiter
zu direkten Aktionen zur Verteidigung ihrer Interessen. Sie versuchen, die sektoralen
Verschiedenheiten in ihren Reihen zu überwinden, die Unorganisierten zu organisieren und sich mit
Arbeitern anderer Industrien und Gewerkschaften zu vereinigen. Im Gegensatz zur notorischen
„Neutralität“ ihrer Bürokratie gibt es unzählige Beispiele, wo Arbeiter an der Basis ihre
Organisationen für eindeutig politische Ziele zu nutzen versuchten. Die grundlegenden Interessen
der Gewerkschaftsbasis sind daher nicht einfach verschieden von denen der Bürokratie, sondern ihr
genaues Gegenteil.

Um dieses elementare Klassenbewußtsein der Gewerkschaftsbasis zu revolutionärem Bewußtsein zu
entwickeln, ist es notwendig, für eine revolutionäre Umwandlung der Gewerkschaften zu kämpfen.
Entweder werden Gewerkschaften zu Instrumenten der Unterordnung der Arbeiterklasse unter die
Interessen des Kapitals, oder sie werden zu Instrumenten des revolutionären Kampfes gegen den
Kapitalismus. So etwas wie Neutralität der Gewerkschaften im Klassenkampf kann es nicht geben.
Das Ergebnis des Kampfes für die Umwandlung der Gewerkschaften hängt in erster Linie von der
organisierten Stärke des revolutionären Kommunismus in ihnen ab. Wir sind bestrebt,
kommunistische Fraktionen in den Gewerkschaften aufzubauen, die von Mitgliedern und
Sympathisanten der revolutionären Partei gebildet werden und auf der Grundlage eines
revolutionären Programms offen um die Gewerkschaftsführung kämpfen.

Um unser Ziel der Entmachtung der Bürokratie zu erreichen, befürworten wir oppositionelle
Basisbewegungen, die der Basisdemokratie, der jederzeitigen (Ab-)Wählbarkeit und
Verantwortlichkeit aller Funktionäre und einem Klassenkampfprogramm verpflichtet sind. Wir
bekämpfen alle Beschränkungen der Basisdemokratie, jede von der Bürokratie erzwungene
Spaltung, alle Versuche, die Gewerkschaften politisch „neutral“ zu halten oder genauer, sie von
revolutionärem Einfluß freizuhalten. Wir leisten Widerstand gegen alle Versuche, Revolutionäre und
Militante mit bürokratischen Mitteln aus Gewerkschaftsorganen zu jagen. Wir bekämpfen alle
Bemühungen, die Kämpfe der Arbeiterklasse zu verraten beziehungsweise sie um ihren Erfolg zu
bringen. Wir verteidigen die Rechte der gesellschaftlich Unterdrückten (Frauen, Jugendliche,
sexuelle und rassische Minderheiten) auf eigene getrennte Treffen. Wir treten für die Einheit der
Gewerkschaften auf einer demokratischen und klassenkämpferischen Basis und für
Industriegewerkschaften ein.

Die Taktik der oppositionellen Basisbewegung (nach dem Modell des „Minority Movement“ 1920 in
Britannien) widerspricht nicht dem Ziel, eine kommunistische Gewerkschaftsfraktion zu bilden. Sie
ist eine Bewegung, in der die Kommunisten eine Fraktion bilden, aber durch die sie gleichzeitig
versuchen, eine Massenkraft zu werden und auf der Grundlage eines Aktionsprogramms von
Übergangsforderungen die Führung der Gewerkschaften zu übernehmen. Sie ist eine Form der
Einheitsfront, die dort notwendig ist, wo Kommunisten eine Minderheit darstellen, aber gleichzeitig
die Möglichkeit der Mobilisierung nicht-kommunistischer Arbeiter besitzen.

Die Geschichte des reformistischen Verrats und die Einbindung einiger Gewerkschaften in den
bürgerlichen Staat hat viele Sektierer dazu geführt, die Massenorganisationen preiszugeben und
„saubere“Gewerkschaften oder „rote Gewerkschaften“ aufzubauen, die weder die Massen noch
irgendwelche bedeutenden Teile der Arbeiterklasse miteinschließen. Diese Politik der
‚Doppelgewerkschaften‘ ist in Wirklichkeit eine Form der feigen Enthaltung. Sie überläßt die
Massen der verräterischen Bürokratie. Sie beläßt sie unter deren Einfluß und damit zur Niederlage
verdammt. Unsere Politik ist es daher nicht, uns von den reformistischen Massengewerkschaften
abzuspalten anstatt darin für eine revolutionäre Führung zu kämpfen. Wir kämpfen in ihnen für die
volle politische und organisatorische Unabhängigkeit vom Staat und den Unternehmern.



Arbeitermilitante sollten sogar in vom Management oder vom Staat kontrollierten Gewerkschaften
arbeiten, wenn diese die Masse der Arbeiter organisieren; und zwar mit dem Ziel, die Massen zum
Bruch mit diesen Gewerkschaften zu führen und tatsächliche Arbeitergewerkschaften zu bilden. Wir
sind andererseits keine Fetischisten der Gewerkschaftseinheit. Wir sind sehr wohl bereit,
Gewerkschaften zu spalten, die tatsächlich Streikbrecherorganisationen geworden sind.
Insbesondere lehnen wir jede Verbindung mit Gangster-Syndikaten oder Politikern offen
bürgerlicher Parteien ab, die sich als „Freunde der Arbeiter“ darstellen wollen.

Auch sind wir keine Gewerkschaftsfetischisten. Gewerkschaftsorganisationen vereinigen
notwendigerweise breite Schichten. Sie sind uneinheitlich und umfassen sowohl fortgeschrittene als
auch noch wenig entwickelte Teile der Arbeiterklasse. Sie können daher nicht die politisch geschulte
Avantgarde ersetzen – die revolutionäre Partei. Im Gegensatz zu den Syndikalisten und Trade-
Unionisten sehen wir in Gewerkschaften keinen Selbstzweck und keinen Ersatz für die Partei und
die Arbeiterräte. Denn nur die Partei kann die strategischen Interessen des Proletariats in seiner
Gesamtheit vertreten. Und nur die Partei kann die vielen Bewegungen des Klassenkampfes zur
Niederlage des kapitalistischen Systems selbst hinführen. Gewerkschaften, selbst wenn sie von
Revolutionären geführt werden, stellen für uns nur ein Instrument unter vielen dar, um unser Ziel zu
erreichen – die sozialistische Revolution. Nur der Sieg der Partei und ihres Programms in den
Gewerkschaften, genauso wie in allen anderen Organisationen des Massenkampfes, garantiert einen
bleibenden Sieg des Proletariats über das Profitsystem.

Arbeiterkontrolle und Fabrikkomitees

Das kapitalistische Ausbeutungssystem erfordert, daß die Bosse jeden Aspekt des
Produktionsprozesses kontrollieren. Die Suche nach höherer Produktivität und höheren Profiten
gefährdet die Sicherheit, ruiniert die Gesundheit und intensiviert die Ausbeutung. Die Arbeiterklasse
ist daher zunehmend gezwungen, auf die kapitalistische Kontrolle mit Arbeiterkontrolle zu
antworten, um selbst grundlegende und begrenzte Forderungen durchzusetzen. Aus diesem Grund
stellt die revolutionäre Avantgarde den Kampf für Arbeiterkontrolle in den Mittelpunkt ihrer
Propaganda und Agitation. Gegen die kapitalistische Ausbeutung kämpfen wir für die
Arbeiterkontrolle über die Produktion. Kurz gesagt heißt das, daß wir uns ein Vetorecht über die
Pläne und Aktionen der Bosse in jedem Teil der Produktion vorbehalten, von den grundlegendsten
Dingen (Arbeitstempo, Recht auf Pausen) bis auf die Ebene der Verwaltung der Fabrik (Zahl der
Beschäftigten, Bezahlung der Löhne, Art der Produktion). Wir lehnen aber die tausendundein
Schemata von Arbeitermitbestimmung kategorisch ab. Diese sind nur dazu entwickelt worden, um
die Arbeiterklasse zu täuschen und in die Mechanismen des Kapitalismus zu integrieren, und sie
versuchen, die Arbeiter dazu zu verführen, Verantwortung für das Versagen der kapitalistischen
Produktion zu übernehmen. Sie sind darauf ausgerichtet, Absprachen für Angriffe auf Arbeitsplätze,
Löhne und Arbeitsbedingungen abzusichern.

Die Arbeiterkontrolle auf der Ebene der Fabrik ist unvollständig, wenn sie nicht auf die gesamte
kapitalistische Produktion ausgeweitet wird. Die Kapitalisten halten ihre Geschäftsbücher und
Konten streng geheim vor den Arbeitern (wenngleich nicht untereinander). Dadurch täuschen und
manipulieren sie die Arbeiterklasse. Wir kämpfen daher gegen den Schwindel des
Geschäftsgeheimnisses, für die Öffnung aller Geschäftsbücher der Kapitalistenklasse – ihrer Firmen,
ihrer Gesellschaften, ihrer Banken und ihres Staates – und für die Untersuchung durch die Arbeiter
und Arbeiterinnen selbst. Das Ziel dieser Kontrolle ist nicht, eine Niederlage zuzugestehen, falls sich
dieses oder jenes Unternehmen tatsächlich als bankrott erweist. Der Ruin individueller Kapitalisten
ist nicht unsere Schuld. Und auch nicht unsere Sorge. Nein: Die Abschaffung des
Geschäftsgeheimnisses ist darauf ausgerichtet, den Bankrott des gesamten kapitalistischen Systems
darzulegen, seinen Betrug und sein Mißmanagement der Wirtschaft, seinen Parasitismus, seine



Tendenz, den Reichtum zu vergeuden, den die Arbeiter schaffen, und seine extrem ungerechten
Methoden der Verteilung dieses Reichtums.

Aber die seit 1945 stark ausgeweitete Anwendung von Wissenschaft und Technik in der Produktion
verlangt immer weiter reichende Formen der Arbeiterkontrolle. Da Wissenschaft und Technik vom
Kapital organisiert werden, werden Ziel und Auswirkung der Einführung neuer Technologien immer
mehr vor den Arbeitskräften verborgen. Sie erlangen davon nur bei Rationalisierungen, durch
Sicherheitsrisiken, bei der Intensivierung der Arbeit und durch die verheerenden Auswirkungen auf
die Umwelt Kenntnis. Die Frage der Arbeiterkontrolle über die technische und wissenschaftliche
Planung des Staats und der Unternehmer kann sogar eine Frage des Überlebens werden – nicht nur
für die Arbeitskräfte, sondern auch für die umliegenden Gemeinden. Das zeigte sich immer wieder,
sei es nun in Bhopal oder Tschernobyl. Die Arbeiterkontrolle über den technischen und
wissenschaftlichen Apparat bedeutet auch, daß die Arbeiter die Trennung von Hand- und Kopfarbeit
überwinden. Ein diesbezüglicher Erfolg wird es ermöglichen, daß technische und wissenschaftliche
Arbeiter und Arbeiterinnen dafür gewonnen werden, mit den Fabrikarbeitern in
Arbeiterkontrollkomitees zusammenzuarbeiten.

In der imperialistischen Epoche haben die Tendenzen zur verstärkten staatlichen Regulation der
Industrie verschiedene Reformisten und Zentristen dazu geführt, alternative Produktionsschemata
innerhalb des Kapitalismus zu entwickeln. Die Arbeiter und Arbeiterinnen wurden sogar aufgerufen,
unter der Aufsicht reformistischer oder nationalistischer Regierungen bestimmte Unternehmen zu
„managen“. Die alternative Planung im Kapitalismus ist aber eine Utopie. Natürlich entwickeln wir
in Zeiten tiefer ökonomischer und sozialer Krisen einen Aktionsplan für eine revolutionäre
Arbeiterregierung zur Lösung dieser Krisen. Aber selbst der elementarste Plan muß auf der
Arbeiterkontrolle über die Produktion im nationalen Maßstab basieren, wenn er einen Fortschritt
gegenüber kapitalistischem Chaos und Sabotage bringen soll. Es bedeutet, die Rolle frommer
Berater des bankrotten kapitalistischen Systems zu spielen, solch einen Plan vom revolutionären
Kampf für Arbeiterkontrolle zu trennen und ein Arbeitermanagement auf dem Boden der
kapitalistischen Gesellschaft zu befürworten. Die Arbeiterkontrolle ist kein Mittel, eine sozialistische
Planwirtschaft durch die Hintertür einzuführen. Sie muß vielmehr den revolutionären Kampf um die
Macht in der ganzen Gesellschaft beflügeln und dient so als Voraussetzung des
Arbeitermanagements für die Zeit nach dem Sieg der Revolution.

Die reformistisch geführten Gewerkschaften sind bestenfalls nur teilweise dazu geeignet, die
Arbeiterkontrolle über die Produktion auszuüben. Die Berufsgruppentrennung in den Fabriken, die
oft durch auf dieser Trennung basierende Gewerkschaftsorganisationen wiedergespiegelt und
befestigt wird, begrenzt die Fähigkeit dieser Gewerkschaften, die Kontrolle über die Produktion
auszuüben. Abgesehen von speziellen Kontrollkommissionen, die ad hoc für bestimmte Ziele
eingerichtet werden, ist das Fabrikkomitee die beste Organisationsform, um den Kampf für die
Arbeiterkontrolle zu führen. Das Fabrikkomitee ist in der Lage, alle Arbeitskräfte zu vereinigen,
diese auf den täglichen Kampf um Kontrolle zu orientieren und die Macht des Managements
herauszufordern, indem darin alle Arbeiter und Arbeiterinnen einer Fabrik – unabhängig von Beruf,
Abteilung und Gewerkschaftsmitgliedschaft – organisiert werden. Weiters kann das Fabrikkomitee
im Kampf für die Umformung der Gewerkschaften in klassenkämpferische Industriegewerkschaften
eine Rolle spielen. Das Fabrikkomitee muß direkt-demokratisch aufgebaut sein, das heißt, daß die
Delegierten, die auf Abteilungs- und Massenversammlungen gewählt werden, jederzeit abwählbar
sind und in täglichem Kontakt mit den Arbeitern und Arbeiterinnen stehen.

Als „inoffizielle“ Organe werden die Fabrikkomitees gleichermaßen von den Bossen und Bürokraten
angegriffen und sabotiert werden. Der Grund dieser Feindschaft ist ihre Möglichkeit, Kampforgane
des Proletariats zu sein. Die Fabrikkomitees sind (so wie die Fabriksbesetzung) eine
Herausforderung für das Recht des Managements auf Leitung, die unantastbare Natur des



Privateigentums und für die Macht der Gewerkschaftsbürokratie über die Arbeitenden. Sie
etablieren eine Doppelmachtsituation in der Fabrik, und ihre Existenz stellt die Frage: Wer herrscht
in der Fabrik – die Arbeitenden oder die Bosse? Daher sind sie für Perioden intensiven
Klassenkampfes charakteristisch. Und genauso wie die Doppelmacht in der Gesellschaft nicht für
längere Zeit aufrechterhalten werden kann, kann sie dies auch in der Fabrik nicht. Das
Fabrikkomitee ist gezwungen, den Kampf für Arbeiterkontrolle immer kühner voranzutreiben. Wenn
das nicht der Fall ist, riskiert es seinen Zerfall oder seine Vereinnahmung.

In Österreich und Deutschland entstanden nach dem ersten Weltkrieg Fabrikkomitees als
Kampforgane. Aber die Niederlage der Revolution führte zur Umwandlung dieser Komitees in
Organe der Kollaboration mit den Bossen. Diese Komitees werden von der Gewerkschaftsbürokratie
und der Bourgeoisie als Stützen des sozialen Friedens verwendet. Diese Erfahrung zeigt gerade die
Gefahr der Vereinnahmung auf, wenn sich das Fabrikkomitee nicht in revolutionäre Richtung
entwickelt. Wo keine Fabrikkomitees existieren, müssen sie von Anfang an als Kontrollorgane der
Arbeiterinnen und Arbeiter aufgebaut werden. Wo sie als Organ bürokratischer Kontrolle existieren,
müssen sie zur Gänze transformiert werden, um die Rolle von Arbeiterkontrollorganen zu spielen.

Verteidigt die Umwelt durch Arbeiterkontrolle

Alle Produktionsweisen haben zur Störung der Umwelt geführt. Der Kapitalismus aber hat in der
imperialistischen Epoche eine Zerstörung auf einer qualitativ neuen Stufe möglich gemacht. Die
kapitalistische Produktionsweise hat ein Umweltproblem hervorgebracht, das sowohl physische
Beschädigungen (an lebenden Organismen, Ökosystemen und der Ozonschicht) als auch die daraus
folgenden sozialen und psychischen Auswirkungen für die Menschen einschießt (Krankheit, Hunger,
psychischer Streß). Die Verbindung von wissenschaftlichem und technischem Fortschritt hat die
Möglichkeit von Überfluß für die gesamte Menschheit hervorgebracht. Aber das nach wie vor
bestehende Privateigentum an den Produktionsmitteln führte im Kontext einer von den
imperialistischen Mächten beherrschten Welt zu einer vierfachen Bedrohung der Menschheit: Sie
wird durch einen möglichen Nuklearkrieg von ihrer vollständigen Ausrottung bedroht; das
Regenerationsvermögen der natürlichen Umwelt wird durch die rücksichtslose Zerstörung
lebenswichtiger Teile des Ökosystems aufs Spiel gesetzt; die Bevölkerung wird durch die
unzureichende Kontrolle der Anwendung gefährlicher Substanzen und Prozesse gefährdet; die
sozialen Folgen der weltweiten Arbeitsteilung des Imperialismus trieben Millionen in den Hungertod
und machten die Verstädterung zur ökologischen Gefahr.

In den degenerierten Arbeiterstaaten hat die Herrschaft der Bürokratie zu ähnlichen Konsequenzen
geführt. Diese Kaste greift auf Produktionsmethoden zurück, die auf eine kurzfristige Maximierung
des Outputs ausgerichtet sind. Die langfristigen Auswirkungen auf die Umwelt bleiben
unberücksichtigt. Ähnlich der Bourgeoisie hat auch die Bürokratie die Wissenschaften
weiterentwickelt. Aber sie steht ihren Auswirkungen auf die Lebensbedingungen der Massen und
den Folgen ihrer Anwendung auf die Produktion gleichgültig gegenüber. Auch in den degenerierten
Arbeiterstaaten erfordert ein grundlegender Fortschritt auf diesem Gebiet den Sturz der
herrschenden Macht.

Obwohl das Proletariat und die kleinen Bauern am meisten unter den zerstörerischen Folgen des
Kapitalismus litten und leiden, waren es Teile des städtischen Kleinbürgertums und der Intelligenz
in den imperialistischen Ländern, die die gegenwärtige Gefahr als erste in größerem Maßstab
erkannten. Seit der zweiten Hälfte der 70er Jahre vervielfachte sich die Anzahl von Ein- Punkt-
Kampagnen beispielsweise in der BRD und in Österreich, aber später auch in Frankreich und Italien.
Diese mündeten schließlich in eine breite Ökologiebewegung. Diese Bewegungen waren vorwiegend
vom Kleinbürgertum getragen. Erstmals wurden ihre Wohngegenden, ihre Kinder und ihre
Gesundheit bedroht. Aufgrund ihrer sozial und kulturell privilegierten Position waren sie in der



Lage, die Umwelt zum politischen Thema zu machen. Einige von ihnen beleuchteten sogar die
Folgen für die halbkolonialen Ländern. Die Politik dieser kleinbürgerlichen Schicht war zwar
begrenzt, aber fortschrittlich, da sie das Problem der Umweltzerstörung in einer systematischen
Form stellte. Sie führte Massenmobilisierungen durch und die Ökologie-Frage gewann als deren
Folge erstmals Einfluß auf das öffentliche Bewußtsein. Außerdem gelang es ihnen, eine bedeutende
Anzahl von qualifizierten und gut bezahlten Arbeitern und Arbeiterinnen einzubeziehen. Die
großteils utopischen, sogar offen reaktionären Antworten dieser Bewegungen ändern nichts an der
fortschrittlichen Rolle, die sie angesichts reformistisch dominierter Arbeiterorganisationen spielten,
die in dieser Frage selbstzufrieden an der Seite ihrer Bourgeoisie standen.

Die von den Umweltschützern vorgeschlagenen Lösungen griffen weder die Herrschaft des
Privateigentums an Produktionsmitteln noch die des bürgerlichen Staates an. Das spiegelt die
soziale Lage des Kleinbürgertums und der Intelligenz wider. Die von ihnen vorgeschlagenen
Strategien und Taktiken waren – abgesehen von ihrer häufigen Ineffektivität – auch Ablenkungen
von der notwendigen Aufgabe, die soziale und ökonomische Macht der Arbeiterklasse zu
mobilisieren. Aber wo diese Bewegungen Mobilisierungen initiierten, die die Interessen der
Arbeiterklasse verteidigen oder vorantreiben, dort sind gemeinsame Aktionen der Arbeiterklasse
und ihrer Organisationen mit diesen kleinbürgerlichen Bewegungen notwendig. Unser Ziel ist, deren
fortgeschrittenste Elemente für eine proletarische Orientierung zu gewinnen und folglich die
kleinbürgerliche Bewegung zu spalten.

Die Arbeiterklasse hat ein lebendiges Interesse daran, die Gefährdung der Umwelt durch den
Imperialismus zu bekämpfen. Während seiner ganzen Geschichte hat das Proletariat für den Stopp
gefährlicher Produktionsmethoden und den Kapitalisten die Einführung von Sicherheitsstandards
aufgezwungen. Die Arbeiterklasse hat dadurch in diesen Bereichen Ziele verwirklicht, die zur
Schaffung einer bewohnbaren Umwelt für die Lohnabhängigen führte. Wiewohl dieser Kampf
fortgesetzt und intensiviert werden muß, kann er niemals dauerhaft gewonnen werden, ohne den
Kapitalismus selbst zu stürzen. Die erfolgreichsten Kampfmethoden – selbst für unmittelbare
Verbesserungen – sind die Methoden des Klassenkampfes, sei es auf lokaler, nationaler oder
internationaler Ebene. Trotz der häufigen Gleichgültigkeit der momentanen Gewerkschaftsführung
ist es entscheidend, daß der Kampf für eine proletarische Antwort auf die Umweltfrage in die
Massenorganisationen der Arbeiterklasse getragen wird. Das ist ein integraler Bestandteil des
Kampfes, den Reformisten die Gewerkschaftsführung zu entreißen. Um sicherzustellen, das die
Arbeiter und Arbeiterinnen Zugang zur Beratung mit unabhängigen Experten und Expertinnen
haben, fordern wir die Bildung von Beratungskommissionen für Umweltschutz- und
Sicherheitsbelange in den Gewerkschaften.

Gegen gefährliche Prozesse und Praktiken in den Werken kämpfen wir dafür, daß Fabrikkomitees
und Gewerkschaften ein Veto einlegen und die Einführung von sichereren Technologien oder
Arbeitsbedingungen auf Kosten des Profits überwachen. Wo die Gefahr über das Unternehmen
hinausgeht, treten wir für die direkte Aktion der Arbeiter und Arbeiterinnen des Werks und der
örtlichen Gemeinde mit dem Ziel ein, die Regierung zu zwingen, die Verwendung sichererer
Methoden und Materialien vorzuschreiben. Wo die Bosse oder ihr Staat die Gefahr leugnen oder
wirtschaftliche Rentabilität zur Verteidigung gefährlicher Fabriken ins Treffen führen, rufen wir zur
Offenlegung aller relevanten Geschäftsbücher und Protokolle für eine Arbeiteruntersuchung auf. Wir
weisen die Forderung nach unmittelbarer Schließung aller Atomkraftwerke zurück. Das heißt aber
nicht, daß wir die Gefahren ignorieren, die Atomkraftwerke verursachen. Der Forderung nach
unmittelbarer Schließung stellen wir die nach einer Untersuchung durch die Arbeiter oder durch
von ihnen ausgewählte Repräsentanten gegenüber. Die revolutionäre Partei präjudiziert die
Entscheidung einer solchen wissenschaftlichen Untersuchung nicht. Wir unterstützen die
Mobilisierung der Arbeiterklasse zur Forderung und Durchsetzung der Schließung, wo eine



Arbeiteruntersuchung oder eine Kommission der Arbeiterbewegung die Schließung empfiehlt oder
wo akute und unmittelbare Gefahr gegeben ist. In diesen Fällen fordern wir die Erhaltung des
Lebensstandards der dortigen Arbeitskräfte durch den Staat.

Wir kämpfen für Arbeiterkontrolle über Forschung und Planung der wissenschaftlich-technischen
Institutionen der Unternehmen und des Staates. Das beinhaltet die Offenlegung der Art der
Forschungs- und Entwicklungsprojekte und die Formulierung von darauf bezüglichen Gesundheits-
und Sicherheitsforderungen. Weiters kann es auch bedeuten, im Zusammenhang mit einem
Programm gesellschaftlich nützlicher, öffentlicher Arbeiten andere Forschungsziele durchzusetzen.

Für das Proletariat erschöpft sich die Ökologiefrage nicht in einem Kampf um vorbeugende
Maßnahmen. Vieles wurde bereits zerstört und muß wiederhergestellt werden. Wir fordern daher,
daß die Wiederherstellung einer lebenswerten Umwelt einen zentralen Platz im Rahmen eines
Programms gesellschaftlich nützlicher gesellschaftlicher Arbeiten einnimmt. So ist die
Gewährleistung angemessene sanitärer Anlagen und sauberen Trinkwassers eine brennende
Notwendigkeit für Millionen Slumbewohner. Integrierte regionale Wiederherstellungsprogramme
sind in großen Teilen Afrikas, die in den letzten Jahren in Wüsten verwandelt wurden, dringend
notwendig. Große Mittel müssen für die Konstruktion von Hochwasserdämmen in den
Monsungebieten der Erde verwendet werden. Die Bourgeoisie muß gezwungen werden, die in
diesen Programmen vorgesehenen notwendigen Reparaturen durchzuführen.

Zahlreiche Gefahren können nicht auf der Ebene der Veränderung oder Schließung einzelner
Produktionsstätten gelöst werden. Luft- und Wasserverschmutzung, Zerstörung ganzer Ökosysteme
durch Abholzung oder Monokulturen oder die vollständige Auslaugung natürlicher Ressourcen sind
oft internationale Erscheinungen, auch wenn ihre Auswirkungen anfangs meist in einzelnen Ländern
bemerkbar sind. Auf nationaler und internationaler Ebene treten wir für die Einführung gesetzlicher
Sicherheitsstandards für die Umwelt ein – aber wir kämpfen für diese mit den Methoden des
proletarischen Klassenkampfes und wir vertrauen den internationalen Agenturen des Imperialismus
in keiner Weise, wenn es darum geht, diese Standards, selbst wenn sie eingeführt würden,
durchzusetzen. Keine dieser Forderungen kann dauerhaft verwirklicht werden, ohne daß das
Proletariat die politische und ökonomische Macht von den Kapitalisten errungen und eine
demokratische internationale Planung etabliert hat. Nur auf diesem Weg kann der Gegensatz von
Stadt und Land aufgehoben und die menschliche Produktion mit der Natur ausgesöhnt werden.

Enteignung und Nationalisierung

Das sozialistische Programm tritt für die vollständige Enteignung der Kapitalistenklasse, die
Zerschlagung ihres Staates und die Etablierung der Arbeitermacht ein. In der imperialistischen
Epoche wurde eine ganze Reihe staatskapitalistischer Verstaatlichungen entweder durch
„konsensuale“ konservative und reformistische Regierungen in den imperialistischen Nationen oder
durch nationalistische Regierungen in den Halbkolonien durchgeführt.

Im ersten Fall sind die staatskapitalistischen Nationalisierungen generell im Interesse der gesamten
Kapitalistenklasse. Sie gewährleisten die Fortführung notwendiger wirtschaftlicher Bereiche, die für
die individuellen Kapitalisten zu wenig profitabel sind. Diese stellen anderen Teilen der Wirtschaft
üblicherweise Produkte und Leistungen zu geringen Kosten zur Verfügung. Sie sind auch eine
Möglichkeit, bankrotte und schlechte Manager, die für ihre Inkompetenz mit ungeheuren
Entschädigungen bezahlt werden, abzusichern.

In den Halbkolonien war die Verstaatlichung eine Methode, durch die eine schwache oder
embryonale Bourgeoisie die Mittel zur Kapitalakkumulation, die zuvor in den Händen des
Imperialismus waren, konzentrierte. Das war für das Wachstum der nationalen Bourgeoisie



notwendig.

Obwohl diese oder jene Verstaatlichung einen Schlag gegen den Imperialismus bedeuten mag
(Nasser in Ägypten, die Verstaatlichungen der Kupferminen in Chile unter Allende) oder
Zugeständnisse an die Massen darstellen können, so führen sie keineswegs zur Enteignung des
Kapitalismus. Vielmehr wird die Herrschaft der Kapitalistenklasse in einem bestimmten Sektor oder
mehreren Sektoren der Wirtschaft durch den kapitalistischen Staat ausgeübt. Die Verstaatlichungen
verführen die Massen zu dem Glauben, daß ihnen dieser oder jener Teil der Ökonomie „gehört“,
obwohl diese Nationalisierungen nur eine betrügerische Methode der Verwaltung des Kapitalismus,
nicht aber seines Sturzes ist. Gleichzeitig werden die Arbeiter und Arbeiterinnen staatlicher
Unternehmen daran gehindert, irgendeine Kontrolle über die Produktion auszuüben.

Wo die Arbeiter und Arbeiterinnen aufgerufen werden mitzuverwalten, dient dies generell dazu, den
Fortbestand der Unternehmen zu sichern oder das bürgerliche Regime zu retten, das die
Verstaatlichungen durchgeführt hat, und sich in einem, wenngleich nur zeitweiligen Konflikt mit
dem Imperialismus befindet (Mexiko in den 30er Jahren, Bolivien in den 50er Jahren). Dasselbe gilt
für Managementbeteiligungen der Arbeiter und Arbeiterinnen in den kränkelnden Industrien und
Werken. Dabei beuten sie sich oft unter der Maske von „Kooperativen“ selbst aus; sie werden
gezwungen, beständig Lohnforderungen zurückzunehmen und Lohneinbußen hinzunehmen, um die
Arbeitsplätze zu erhalten. Sobald diese verstaatlichten Sektoren wieder profitabel sind, kennt der
kapitalistische Staat keine Gewissensbisse, wenn er die einst nationalisierten Unternehmen zu
Schleuderpreisen an Privatkapitalisten zurückgibt (Ägypten unter Sadat, Britannien unter Thatcher).
Die Reformisten und Nationalisten werden keinerlei ernsthafte Aktion setzen, um diese Übergaben
zu verhindern.

Trotz unserer Kritik an bürgerlichen Verstaatlichungen, stellt die Privatisierung, wie sie immer
wieder von den Bossen versucht wird, einen Rückschritt dar, der auf Kosten der Arbeiterklasse
durchgeführt wird. Das Proletariat wird dabei gezwungen, die Kosten der Privatisierung durch
Arbeitslosigkeit und Lohneinbussen direkt zu bezahlen. Im allgemeinen gehen sie auf Kosten von
Sozialleistungen, gewerkschaftlicher Organisations- und Mitspracherechte. Die Arbeiterklasse zahlt
die Privatisierungen auch indirekt durch die Steuern, die ursprünglich für die Verstaatlichungen
aufgewandt wurden. Wenn diese Unternehmen wieder verkauft werden, erhält die Arbeiterklasse im
Gegensatz zu den ehemaligen Eigentümern, die für die Nationalisierung Entschädigungen erhielten,
keine solchen von den neuen Bossen. Schließlich wird, allgemein gesprochen, die Aufgabe des
Übergangs zum Sozialismus durch die Existenz privater Unternehmen erschwert.

Obwohl wir diese verstaatlichten Industrien nicht als sozialistische betrachten, bedeutet die
Zentralisation in den Händen des Staates einen klaren Vorteil für einen Arbeiterstaat in der
Übergangsepoche. Wir fordern daher von den Reformisten und Nationalisten in der Regierung, die
behaupten, daß sie gegen Kapitalismus und Imperialismus seien, daß sie alle privaten Industrien
ohne Entschädigung und unter Arbeiterkontrolle wieder verstaatlichen.

Im Gegensatz zu den Reformisten und Nationalisten und ihren Sonntagsreden treten wir für die
Enteignung ein. Die Arbeiterklasse benötigt die politische Macht, um die ökonomische Herrschaft
der Kapitalistenklasse zu zerstören. Trotzdem argumentieren wir schon heute für die unmittelbare
Enteignung unter Arbeiterkontrolle und ohne Entschädigung für die Bosse, wo sie ein Werk oder
eine ganze Industrie schließen wollen. Eine Verstaatlichung, die auf dieser Basis durchgeführt wird,
zwingt alle Unternehmer, vermittelst des Staates, für die Krise ihres Systems zu zahlen. Wir
schrecken auch nicht davor zurück, zur Enteignung ganzer Sektoren der Industrie oder der
Infrastruktur (Transport, Energie und Trinkwasseraufbereitung) aufzurufen, um die Anarchie der
kapitalistischen Produktion zu bekämpfen. Jeder Erfolg, den die Arbeiter durch das Erzwingen
solcher Enteignungen machen, stellt sie vor die Notwendigkeit der Enteignung weiterer Teile der



Wirtschaft, um die kapitalistische Sabotage der von den Arbeitern kontrollierten Industrien zu
verhindern. Um das Monopol des Großkapitals über Information und Propaganda durch die
sogenannte ‚freie Presse‘ zu brechen, stellen wir die Losung der Verstaatlichung der Zeitungs- und
Fernsehgesellschaften und der anderen Medien unter Arbeiterkontrolle und ohne Entschädigung für
die Medienbarone auf. Diese Maßnahme ist weit davon entfernt, eine freie Presse zu verhindern. Im
Gegenteil: Sie ermöglicht den Arbeitern, die Kapitalisten am Verbreiten von Lügen, von Attacken auf
Kämpfe der Arbeiter und von ekelhafter sexistischer, rassistischer und homosexuellenfeindlicher
Propaganda zu hindern. Gleichzeitig verteidigen wir das Recht der Arbeiterorganisationen und ihrer
politischen Parteien, ihre eigene Presse unabhängig von staatlicher Kontrolle zu organisieren.

Obwohl die Enteignung des gesamten Kapitals das strategische Ziel der Arbeiterklasse ist, muß das
Proletariat der taktischen Wichtigkeit der Neutralisierung bestimmter Kleinkapitalisten und
kleinbürgerlicher Eigentümer Rechnung tragen. Daher soll diese Schicht, die in den Halbkolonien
oft zahlenmäßig sehr bedeutend ist, von ihren drückenden Schulden ans Finanzkapital befreit
werden. Das Maß der Enteignung großer und kleiner Kapitale wird in einem jungen Arbeiterstaat
einerseits durch den Rhythmus des Klassenkampfs im Land und international bestimmt und
andererseits durch den Grad der Enteignungen, die zu einem bestimmten Zeitpunkt zum Brechen
des kapitalistischen Widerstands und zur Sicherung der ökonomischen Entwicklung notwendig sind.
Analog dazu und vorausgesetzt, daß es möglich ist, können Entschädigungen an Kleinkapitalisten
und kleinbürgerliche Investoren bezahlt werden, wenn das dazu beiträgt, diese Schichten zu
neutralisieren.

Die Enteignung eines Teils der Industrie bringt die Arbeiter und Arbeiterinnen in Konflikt mit den
Banken und Finanzhäusern, die den Geld- und Kreditfluß kontrollieren. Das wirtschaftliche Regime
dieser Parasiten ruiniert nicht nur die Arbeiter, sondern auch Teile des städtischen Kleinbürgertums
und der Bauern. Gegen ihre Sabotage treten wir für die Enteignung der Banken und Finanzhäuser
ein. Nur dadurch können die Kredite für die Bauern und Bäuerinnen billiger gemacht werden. Nur
dadurch können die bedeutendsten Rechnungsbücher der Gesellschaft für die aufmerksamen Augen
der Arbeiter und Arbeiterinnen geöffnet werden. Nur so können die in zahlreichen unterdrückten
Ländern angehäuften Schulden gestrichen werden, ohne eine plötzliche wirtschaftliche
Erschütterung zu riskieren. Nur so können die Massen Schritte ergreifen, um die Plage der
Hyperinflation zu beenden. Die Arbeiterkontrolle über die Banken und Finanzhäuser wird auch
gewährleisten, daß die kleinen Sparer, die proletarischen Eigenheimbesitzer und die kleinen Bauern
von den gierigen Finanziers nicht ausgepreßt werden.

Die Enteignung von Industriesektoren, der Banken und Finanzhäuser stellt einen Übergang zur
vollständigen wirtschaftlichen Vernichtung der Kapitalistenklasse dar. Nur dann wird wirkliche
Planung möglich sein, d.h. Produktion für die Befriedigung menschlicher Bedürfnisse und nicht für
den Profit. Die Ungleichgewichte zwischen einzelnen Teilen der Industrie, die für das System des
Privateigentums charakteristisch sind, werden auf fortschrittliche Weise überwunden. Dasselbe gilt
für die Gesellschaft, in der ständige Überproduktion mit unbefriedigten Bedürfnissen einhergeht, da
nützliche Güter unverkauft bleiben, wenn sie keinen Profit erzielen. Doch die Enteignung der
Kapitalistenklasse wird nur dann die Grundlage für eine sozialistische Planung sein können, wenn
die Staatsmacht vollständig von den Händen der Kapitalisten und der stalinistischen Bürokratie in
die der Arbeiter und Arbeiterinnen übergeht.

Von der Verteidigung der Streikposten zur Arbeitermiliz

Alle entscheidenden Konflikte in der Geschichte wurden letztendlich mit Waffengewalt entschieden.
Die Reformisten, die über einen friedlichen Weg zum Sozialismus blöken, sind entweder naive
Narren, die sich nicht bewußt sind, wie Geschichte „gemacht“ wird, oder zynische Diener der
Bourgeoisie. Keine herrschende Klasse ist jemals kampflos von der Bühne der Geschichte



abgetreten. Das Proletariat ist die einzige Klasse in der Geschichte, die ein Interesse an der
Abschaffung aller Klassen hat. Um dies zu erreichen, muß es durch einen bewaffneten Aufstand
seine Diktatur über die Ausbeuter errichten. Die Vorbereitung der Arbeiterklasse für den Aufstand
durchläuft eine Reihe von Forderungen und Aktionen, die sich alle auf die Verteidigung der
Arbeiterkämpfe und die Destabilisierung und Zerstörung der bürgerlichen Staatsgewalt
konzentrieren.

Seit Beginn der kapitalistischen Gesellschaft wurde der Arbeiterklasse mit Gewalt
entgegengetreten, wenn sie versuchte, für ihre Rechte am Arbeitsplatz zu kämpfen. Angesichts
solcher Angriffe entwickelte sie ihr eigenes Mittel zur Verteidigung: die Streikpostenkette. Aus
diesem Grund versucht der bürgerliche Staat diese auf einen ineffektiven Protest zu beschränken.
Andererseits haben Arbeiter, die ernsthaft siegen wollen, versucht, aus den Streikposten eine
Massenkraft zu machen, welche in der Lage ist, Streikbrecher, Firmengangster und ebenso die
Staatspolizei zu verjagen. Aber egal wie groß sie ist, die Streikpostenkette ist unzureichend, sowohl
um ihre unmittelbaren Ziele gänzlich durchzusetzen, als auch für die ausreichende Verteidigung der
kämpfenden Arbeiter. Die Arbeiter müssen in jedem Kampf ihre eigene Verteidigung organisieren
und so die Basis für die Arbeitermiliz zu schaffen.

Der erste Schritt dazu ist die Verteidigung der Streikpostenkette und der Fabriks- oder
Landbesetzung. Jedesmal, wenn Arbeiter oder arme Bauern versuchen, ihren Willen durchzusetzen,
wird ihnen mit Repression entgegengetreten. Die Agenten solch einer Repression variieren je nach
Ort und Umständen. Aber gleichgültig, ob die Streikbrecher und ihre Drahtzieher die Polizei (wie in
Westeuropa), die Armee (wie in vielen Halbkolonien) oder bezahlte Gangster und
„Nationalgardisten“ (wie in den USA) sind, ihre Funktion ist die physische Zerschlagung der
Streikpostenkette der Arbeiter und Arbeiterinnen. Unter Bedingungen extremer Krisen wird die
Bourgeoisie Zuflucht zu faschistischen Banden nach dem Modell der „Schwarzhemden“ Mussolinis
oder der „Braunhemden“ Hitlers nehmen oder zu geheimen „Todesschwadronen“, die mit den
Streitkräften verbündet sind, um nach und nach die Kampfkraft der Arbeiterklasse zu brechen.

Die Streikbrecher lassen sich selbstbewußt auf diese Auseinandersetzung ein, weil sie wissen, daß
sie das ganze Gewicht des bürgerlichen Staates hinter sich haben. Jedoch stehen ihre Erfolge in
direktem Verhältnis zum Mangel an Organisation innerhalb der Arbeiterklasse und armen
Bauernschaft. Besondere Einheiten von Streikenden, unterstützt von den Massen, aber speziell zum
Zweck des bewaffneten Kampfes ausgebildet, können das Selbstvertrauen der Streikbrecher
zerstören und diesen Mob in die Flucht schlagen. So kann die Streikpostenkette von einer bloßen
Scheingeste oder einer schlecht organisierten Demonstration in eine disziplinierte und effektive
Abteilung der proletarischen Armee umgewandelt werden. Damit können auch die ersten Elemente
einer Arbeitermiliz versammelt werden. In allen Phasen dieses Kampfes sind wir für die
Mobilisierung und Ausbildung von proletarischen Frauen, so daß jene eine vollwertige Rolle in den
militärischen Organisationen der Arbeiterklasse spielen können.

Natürlich muß der Aufbau einer solchen Organisation mit der gebührenden Rücksichtnahme auf das
vorhandene Bewußtsein der Massen und ihr erreichtes Niveau der Organisierung durchgeführt
werden. Im Falle eines Streikes oder einer Besetzung sind Verteidigungstrupps notwendig. Sogar in
„friedlichen“ Perioden des Klassenkampfes erkennen wir die Notwendigkeit, junge Kämpfer der
Arbeiterklasse für die zukünftigen Auseinandersetzungen zu trainieren, und benutzen dazu alle
möglichen Mittel und Organisationen. Aber unter keinen Umständen darf diese Aufgabe
aufgeschoben werden. Verzögerung führt zur Niederlage – und die Niederlage zum Weiterbestand
der Klassengesellschaft.



Für die Zerschlagung der bewaffneten Staatsmacht

Allein wird die Arbeitermiliz nicht in der Lage sein, die Macht des bürgerlichen Staates zu
zerschlagen. Die bewaffneten Streitkräfte der herrschenden Klasse müssen sowohl von innen als
auch von außen gebrochen werden. Jede revolutionäre Situation hat gezeigt, daß in einer
entscheidenden Auseinandersetzung mit der Arbeiterklasse Teile der bewaffneten Streitkräfte
(Polizei, Armee, Marine, Luftwaffe) schwankten und mit ihren kapitalistischen Auftraggebern
brachen.

Das Wesen der Streitkräfte und Polizeiorganisationen ist in vielen Teilen der Welt unterschiedlich.
Normalerweise bilden die Polizeikräfte den alltäglichen Repressionsapparat des kapitalistischen
Staates. In Notfällen, in Situationen von Kriegsrecht und unter Militärregierungen wird auch die
Armee die direkt repressive Rolle spielen. Deshalb stellen wir uns überall jener utopischen Idee
entgegen, daß diese Organe bewaffneter Männer und Frauen demokratisiert, in eine neutrale Kraft
oder in einen Verbündeten der Arbeiterklasse umgewandelt werden können. Sie müssen zerschlagen
und durch eine Volksmassenmiliz auf der Grundlage der Arbeiter und armen Bauern ersetzt werden.

Jedoch erfordert die Verschiedenheit in Zusammensetzung und Organisation der Streitkräfte
(Berufsheer oder allgemeine Wehrpflicht, arme bäuerliche oder proletarische Rekruten)
verschiedene Taktiken, um sie zu zerbrechen. Aber alle diese Taktiken zielen darauf ab, die Kette
zwischen Kommando und Gehorsam zu destabilisieren und zu sprengen. Zu diesem Zweck treiben
wir den Klassenkampf innerhalb des Militärs voran. Das Offizierscorps bildet eine absolut
unreformierbare und hingebungsvolle Vorhut der herrschenden Klasse gegen das Proletariat. Die
Arbeiter müssen dafür kämpfen, die niederrangigen Soldaten und Unteroffiziere gegen die Autorität,
die Privilegien und die Korruption dieser Kaste zu organisieren. Um diese Arbeit anzuleiten,
bemühen wir uns, (geheime) kommunistische Zellen in den Streitkräften aufzubauen, welche an die
einfachen Soldaten gerichtete Bulletins herausgeben.

Genauso wichtig wie die Untergrabung der Disziplin ist, daß Kommunisten und Kommunistinnen den
berechtigten Groll der einfachen Soldaten unterstützen. Nur auf einer solchen Basis können wir
hoffen, die repressive Rolle der Streitkräfte zu unterminieren und die einfachen Soldaten dazu zu
gewinnen, sich mit der Arbeiterklasse zu solidarisieren, indem sie zum Beispiel ablehnen,
Demonstrationen und Streikposten anzugreifen, oder sich weigern, Gefangene zu foltern. Deshalb
fordern wir das Recht für die einfachen Soldaten und Polizisten, Gewerkschaften und politische
Organisationen zu gründen, politische Literatur in Umlauf zu bringen und zu streiken.

Obwohl es nicht unsere Aufgabe ist, höhere Löhne oder bessere Bedingungen für die Armee oder
Polizei des kapitalistischen Staates zu verfechten, unterstützen wir die Kämpfe der unteren Ränge,
wo diese sie in einen fortschrittlichen Konflikt mit dem kapitalistischen Staat bringen. Zu diesem
Zweck kämpfen wir für das Ende des Kasernierungssystems und für die Wahl aller Offiziere durch
die niederen Ränge. Wir kämpfen für Tribunale dieser unteren Ränge, um Offiziere vor Gericht zu
stellen, die der Brutalität, der Korruption, der Verschwörung und reaktionärer Anschläge bezichtigt
werden. In vorrevolutionären Situationen agitieren wir dafür, daß die Soldaten Räte bilden und
Delegierte zu den lokalen, regionalen und nationalen Räten der Arbeiter und Bauern schicken.

Solange jedoch die Polizei, die Gefängniswärter und die Armee unter dem ungebrochenen
Kommando des bürgerlichen Staates bleiben, kommt es überhaupt nicht in Frage, ihren
Gewerkschaften oder Organisationen Zutritt in die Reihen der Arbeiterbewegung einschließlich
ihrer nationalen oder lokalen Gewerkschaftsverbände zu gewähren.

Im Kampf um die Zerstörung der bürgerlichen Streitkräfte gehen wir vom Grundsatz aus: Keinen
Groschen, keine Person für dieses System! Wir verurteilen alle Arbeitervertreter, die für



Militärbudgets oder Kriegskredite unter dem Vorwand der Verteidigung der Nation stimmen. Daraus
folgt, daß wir gegen die Einberufung junger Arbeiter in das Heer der Bourgeoisie sind. Wir sind
gegen die Einführung der Wehrpflicht und ihre Existenz. Aber wir sind dies nicht vom Standpunkt
des Pazifismus aus. Wir sind für das Recht und die Möglichkeit aller, militärische Fertigkeiten zu
lernen und Waffen zu tragen. Dies schließt das Recht der Frauen auf militärische Ausbildung in
bürgerlichen Armeen ein. Nieder mit dem Monopol der Kapitalisten auf Gewaltmittel! Militärische
Ausbildung sollte am Arbeitsplatz und in Gemeinschaften der Arbeiterklasse organisiert werden,
unter Gewerkschaftskontrolle und in Verbindung mit Soldatenkomitees.

Wir unterstützen das Recht von einzelnen, sich zu weigern, zu den Streitkräften einberufen zu
werden, aber solch einen Schritt zu propagieren, ist ein Akt von kleinbürgerlichem Pazifismus.
Revolutionäre Kommunisten und Kommunistinnen gehen in die Armeen, wo auch die Arbeiter zu
finden sind, und arbeiten für die Revolution von innen her. Wo es Massenbewegungen gegen einen
reaktionären imperialistischen Krieg gibt, die unter pazifistischer oder reformistischer Führung
stehen, geben wir diesen kritische Unterstützung, insofern sie die Kriegsbemühungen behindern
oder sabotieren. Aber wir betonen, daß Militärdienstverweigerungen die Bourgeoisie niemals ihrer
bewaffneten Macht berauben werden.

Gegen bürgerlichen Militarismus, gegen imperialistischen Krieg!

Das Proletariat ist eine internationale Klasse, die keinerlei Interesse an der Verteidigung des
bürgerlichen Nationalstaates hat. Deshalb müssen die Arbeiter und Arbeiterinnen in den
imperialistischen Ländern in ihrem Defätismus unerschütterlich sein. Die leninistische Position, die
zwischen 1914 und 1918 entwickelt wurde, behält vollständig ihre Gültigkeit. Revolutionärer
Defätismus basiert auf dem Prinzip, daß der Hauptfeind der Arbeiterklasse die Bourgeoisie des
eigenen Landes ist. Die Niederlage der „eigenen“ imperialistischen Bourgeoisie infolge des
revolutionären Kampfs der Arbeiterklasse um die Macht ist ein geringeres Übel als ihr Sieg infolge
von Klassenkollaboration und des Verzichts auf die proletarische Unabhängigkeit während des
Krieges. Die Sozialchauvinisten, die Partei für den sozialen Frieden ergreifen, werden
argumentieren, daß sich die Arbeiter und Arbeiterinnen während eines Krieges den
Notwendigkeiten der „Nation“ beugen sollten, indem sie die Produktion beschleunigen und
gesetzliche Beschränkungen des Streikrechts akzeptieren.

Wir müssen jedoch gegen eine Beteiligung der Arbeiterklasse an den Kriegsbemühungen kämpfen.
Die Arbeiterorganisationen müssen den imperialistischen Krieg in einen Bürgerkrieg verwandeln.
Angesichts eines Krieges gegen eine Halbkolonie oder einen Arbeiterstaat müssen die Arbeiter dem
Feind des Imperialismus Solidarität und Hilfe geben. In einem Konflikt mit einem Arbeiterstaat, egal
wie degeneriert dieser ist und welche militärischen Waffen in diesem Konflikt angewendet werden
(nukleare, biologische, chemische oder konventionelle Waffen), müssen ihn die Arbeiter gegen den
imperialistischen Angriff verteidigen.

Außerhalb der imperialistischen Länder ist verallgemeinerter Defätismus nicht in jedem Konfliktfall
die richtige Methode. Die konkreten Bedingungen werden verschieden sein, und die revolutionäre
Avantgarde wird entweder für Defätismus oder für Verteidigung kämpfen müssen, was primär vom
Charakter der kriegführenden Staaten abhängig ist. Innerhalb von Halbkolonien oder degenerierten
Arbeiterstaaten, welche sich in Konflikt mit dem Imperialismus befinden, muß das Proletariat eine
Verteidigungsposition beziehen. In Anbetracht von Kriegen zwischen Halbkolonien (Indien-Pakistan)
oder zwischen degenerierten Arbeiterstaaten (China-Vietnam) sollten die Arbeiter auf beiden Seiten
generell eine defätistische Position einnehmen, außer es ist der Fall, daß eine Seite ein Handlanger
des Imperialismus ist und daß das internationale Proletariat durch den Sieg einer Seite gestärkt
würde.



Das Proletariat verteidigt die Halbkolonien und Arbeiterstaaten nicht mit den gleichen Methoden
wie die Bourgeoisie oder die Bürokratie. Die unabhängige Mobilisierung der Arbeiterklasse ist
notwendig, um internationale Solidarität und die Niederlage der Imperialisten zu sichern. Selbst wo
sich eine imperialistische Macht in einem militärischen Bündnis mit einem Arbeiterstaat befindet,
behält das Proletariat in jenem imperialistischen Land seine defätistische Position bei und sollte
unter keinen Umständen den Klassenkampf aussetzen. Nur wo die Fortführung einer bestimmten
Aktion im Klassenkampf die Kriegsbemühungen des Arbeiterstaates direkt behindert, würde das
Proletariat seine Aktion unterbrechen. Aber keinesfalls würde solch ein Ausnahmefall einen
Aufschub der Politik des Defätismus in Bezug auf den imperialistischen Krieg und die kapitalistische
Klasse signalisieren.

Die Existenz riesiger Arsenale atomarer Sprengköpfe, biologischer und chemischer Waffen, die in
der Lage sind, die Menschheit mehrfach zu vernichten, erzeugen berechtigte Angst im Herzen von
Millionen. Angesichts dieser Bedrohung predigen die sozialdemokratischen und stalinistischen
Reformisten der Arbeiterklasse von weltweiter Abrüstung und der Verbannung des Krieges von der
Erde. Es geht aber nicht abstrakt um die Frage der Abrüstung, sondern darum, wer entwaffnet
werden soll und mit welchen Mitteln. Die Bourgeoisie wird nie kampflos ihre Waffen aufgeben. Sie
muß vom revolutionären Proletariat gewaltsam entwaffnet werden. Indem versucht wird, die
Arbeiter und Teile eben jener Bourgeoisie in einer Abrüstungskampagne zu vereinigen, wird die
Illusion geschürt, daß die Herrschenden überzeugt werden könnten, jene Waffen aufzugeben, die sie
zur Verteidigung ihres Monopols auf die Produktionsmittel besitzen. Tatsächlich gehen die
ausgehandelten Abkommen zwischen den Imperialisten und den degenerierten Arbeiterstaaten,
bestimmte Waffentypen zu reduzieren, Hand in Hand mit neuen Aufrüstungsrunden. Wie vor den
beiden Weltkriegen können internationale Friedenskonferenzen ein Vorspiel des Krieges sein, indem
sich jede Seite damit beschäftigt, propagandistische Schliche auszuarbeiten, welche die gegnerische
Seite als den Feind des Friedens darstellen.

Wo immer jedoch die Pazifisten Teile der Arbeiterschaft und des Kleinbürgertums in direkte
Auseinandersetzungen führen, die das Militärprogramm der herrschenden Klasse untergraben,
nehmen Revolutionäre und Revolutionärinnen an solchen Aktionen teil, während sie aber ihre
vollständige Opposition gegen die utopische Politik der Pazifisten klarlegen und unser
Übergangsprogramm mit Forderungen zu Krieg und Militarismus vorbringen.

Die Kriegsindustrie ist für die herrschende Klasse sehr profitabel. Wir kämpfen für die
Veröffentlichung ihrer Geschäftsgeheimnisse, für die Beschlagnahme ihrer Militärprofite und für
ihre Enteignung und Stellung der Produktionsmittel unter Arbeiterkontrolle. Indem die Bourgeoisie
Kriegsvorbereitungen trifft, werden Geld und Leute in die Streitkräfte gepumpt. In Opposition zu
ihren Rüstungsprogrammen fordern wir ein Programm nützlicher öffentlicher Arbeiten.

Sogar in Zeiten, in denen es keinen globalen Konflikt gibt, konstruieren die Imperialisten Pakte und
Verträge zur Verteidigung ihrer Interessen und unterstützen sie durch die Androhung militärischer
Intervention. Wir fordern die Auflösung aller imperialistischen Pakte und Verträge und ein Ende der
Geheimdiplomatie. Alle Verträge und Abkommen sollten offengelegt und veröffentlicht werden.

Wir stellen die Forderung an die reformistischen bürgerlichen Arbeiterparteien, daß sie, wenn sie in
der Regierung sind, Forderungen durchsetzen, die im Interesse jener Klasse sind, die sie zu
vertreten beanspruchen. Wir verlangen den Rückzug aus NATO, ANZUS, SEATO, die Ablehnung der
Militärbudgets und die Weigerung, Waffengewalt gegen die Arbeiter und unterdrückten Völker
anzuwenden. Sie müssen die Forderung nach vollen demokratischen Rechten für Soldaten
unterstützen, das Recht auf Gründung von Soldatenkomitees und -gewerkschaften anerkennen und
Arbeiterinspektionen und -kontrollen der Kasernen unterstützen, die allgemeine Wehrpflicht
abschaffen und das Recht der Arbeiter auf Bildung von Selbstverteidigungsorganisationen



befürworten. Wir müssen den progressiven Wunsch der Arbeiter nach Frieden verwenden, um für
solche Forderungen innerhalb der Arbeiterbewegung zu kämpfen, zugleich aber beharrlich vor der
bankrotten Strategie des Pazifismus warnen. Der einzige Weg, die schreckliche Barbarei eines
Atomkriegs zu verhindern, ist die internationale sozialistische Revolution.

Bürgerliche Demokratie und demokratischen Forderungen

Solange die soziale und politische Stabilität aufrechterhalten werden kann, ist die bürgerliche
Demokratie die bevorzugte Herrschaftsform in den imperialistischen Ländern. Sie ist die spezifische
Herrschaftsform, welche die Bourgeoisie in ihrer revolutionären Epoche als Mittel zur Gewinnung
der Massen im Kampf gegen den Feudalismus, und um sich selbst politisch gegen die feudalen
Stände zu konsolidieren, entwickelte. Mit dem Parlament wird eine demokratische Fassade
errichtet, um die tatsächliche Diktatur der Bourgeoisie zu verbergen. Mittels der parlamentarischen
Demokratie wirft die Bourgeoisie der Arbeiterklasse kleine Brocken hin, gewährt ihr das Recht, von
Zeit zu Zeit zu wählen, und gliedert ihre Führung in die Verwaltung des bürgerlichen Staates ein.
Durch die Medien und die Presse haben die Kapitalisten eine mächtige Propagandamaschinerie zur
Verfügung, die imstande ist, für ganze Perioden die Massen zu täuschen und sie an die Illusion zu
binden, daß unter diesem System das Volk herrsche.

Aber hinter der Fassade liegt die Realität der kapitalistischen Staatsmacht – die Exekutive: die
ungewählte (oder, wenn sie gewählt ist, die nicht rechenschaftspflichtige) Richterschaft und
Bürokratie, die Polizei und die Streitkräfte. Sobald die Kapitalisten meinen, daß ihr Eigentum oder
ihre Herrschaft durch die Arbeiterklasse streitig gemacht wird, wird die volle Wucht des
Repressionsapparats ins Spiel gebracht. Die Reformisten in der parlamentarischen Quatschbude
sehen ohnmächtig zu, wenn Polizei und Armee Streikpostenketten durchbrechen und die Richter
Gewerkschafter inhaftieren. Selbst wenn eine reformistische Mehrheit im Parlament versucht, die
schwächlichsten Reformen im Interesse der Arbeiter und Arbeiterinnen durchzusetzen, wird sie von
der Staatsbürokratie sabotiert, verwenden die Wirtschaftsmagnaten ihre finanzielle Kontrolle, um
die Reformisten zu bescheidenem Gehorsam zu zwingen, und warten die Sicherheitsdienste und
Streitkräfte jederzeit hinter den Kulissen, bereit einzugreifen, sollten die Dinge außer Kontrolle der
Herrschenden geraten. Und in jeder bürgerlichen Demokratie werden in der Gestalt von Monarchen
oder Präsidenten die potentiellen Instrumente einer bonapartistischen Herrschaft bewahrt.

Im imperialistischen Südafrika existiert die parlamentarische Herrschaftsform nur für die weiße
Minderheit. Der Masse der Bevölkerung, den Schwarzen, werden die meisten elementaren
demokratischen Rechte verweigert, und sie werden von einer unbarmherzigen Diktatur beherrscht.
Unter Umständen wie diesen kann der Kampf der Arbeiterklasse für demokratische Rechte, selbst
wenn diese an die bürgerliche Demokratie angeschlossen sind, als Sprengsatz für den
revolutionären Kampf dienen. Aber während eine solche Revolution als demokratische beginnen
kann, erfordert ihr Sieg ihre Umwandlung in eine sozialistische Revolution.

Die strategische Aufgabe der revolutionären Avantgarde besteht in der Zerstörung aller Formen
bürgerlicher Herrschaft, einschließlich ihrer demokratischen Form. Zu diesem Zweck bemühen wir
uns, die parlamentarische Attrappe vor der Arbeiterklasse zu entlarven und Organisationen
proletarischer Demokratie zu schaffen. Allerdings wurden die gesetzlichen Rechte, welche die
Arbeiterklasse in der bürgerlichen Demokratie erreichen konnte, den Herrschenden in Kämpfen
abgerungen und stellen Errungenschaften dar, die gegenüber Angriffen von seiten der
Kapitalistenklasse verteidigt werden müssen. Die wiederkehrenden Krisen der gegenwärtigen
Periode zwingen die Kapitalisten, die von den Arbeitern erreichten demokratischen Rechte in Frage
zu stellen. In der imperialistischen Epoche besteht immer eine Tendenz zur Negation der
bürgerlichen Demokratie und ihrer Ersetzung durch bonapartistische, offen diktatorische
Herrschaftsformen.



Diese Tendenz wird in allen imperialistischen Kernländern heftiger. Gewerkschaftsfeindliche
Gesetze, die Beschneidung der Redefreiheit, die Fähigkeit, Gesetze mittels einer völligen Umgehung
des Parlaments einzuführen, die Stärkung des Repressionsapparates; all dies stellt eine embryonale
Form des Bonapartismus dar. In allen solchen Fällen kämpfen Revolutionäre für die Verteidigung
der von der Arbeiterbewegung erreichten grundlegenden Rechte in der bürgerlichen Demokratie:
das Streikrecht, die Redefreiheit, Zugang zu den Medien, das Recht auf Versammlung und Bildung
von Vereinigungen. Mehr noch, wir verteidigen die parlamentarische Demokratie, wenn sie vom
Bonapartismus bedroht wird und wo wir sie noch nicht durch proletarische Demokratie ersetzen
können. Wir machen das nicht als Selbstzweck, sondern als ein Mittel, die gesetzlichen Rechte der
Arbeiterklasse auf Organisierung zu bewahren und ihren Kampf gegen die Ausbeuter fortzusetzen.

Wir bekämpfen die „Mini-Apartheid“-artigen Beschränkungen der demokratischen Rechte, die
überall in der Welt den immigrierten Arbeiter und Arbeiterinnen auferlegt werden. Diese
Beschränkungen sind Mittel, um die Überausbeutung dieser Immigranten und die Spaltung der
Arbeiterklasse eines Landes entlang rassischer oder nationaler Linien zu erleichtern. Indem wir uns
auf die Prinzipien des revolutionären Internationalismus stellen, kämpfen wir für das Recht auf
völlige Bewegungsfreiheit der Arbeiterschaft – gegen alle von den imperialistischen Ländern
auferlegten Einwanderungs- und Auswanderungskontrollen, für das Recht aller Arbeiter und
Arbeiterinnen auf volle demokratische Rechte, einschließlich des Wahlrechtes in dem Land, in dem
sie leben und arbeiten. In den Halbkolonien sind wir gegen alle Einwanderungskontrollen und
kämpfen für diese demokratischen Rechte, außer im Falle kolonialer Ansiedelungen. Wir sind gegen
jegliche Nationalitätengesetzgebung, welche als Mittel zur Verfolgung und Unterdrückung der
immigrierten Arbeiter und Arbeiterinnen dient.

Im Kampf um die Erreichung oder Verteidigung demokratischer Rechte wendet das Proletariat die
Methoden des Klassenkampfes an. Das Streikrecht zum Beispiel wird in jenem Ausmaß erreicht und
verteidigt, als die Arbeiterklasse bereit ist, die Waffe des Streiks im Kampf zu verwenden. Der
Widerstand gegen die Einschränkung unserer Rechte, die Weigerung, sich vor dem kapitalistischen
Klassengesetz zu beugen, die Bereitschaft zur Verwendung aller proletarischen
Kampforganisationen und Kampfmethoden auf politischem Gebiet, das den Kampf für Wahlrecht
einschließt; dies sind die nötigen Methoden, welche sicherstellen, daß die Arbeiterklasse aus dem
Kampf für demokratische Rechte profitiert. Wie in allen Kämpfen wird die Opferung der
unabhängigen Interessen der Arbeiterklasse im Interesse einer Einheit mit „progressiven“ oder
„demokratischen“ bürgerlichen Kräften fatal für das Proletariat und seinen Kampf für die
sozialistische Revolution sein.

Unter Bedingungen einer tiefen sozialen Krise kann sich die Bourgeoisie, um ihre Herrschaft über
die Arbeiterklasse zu erhalten, einer faschistischen Bewegung zuwenden. Faschismus, eine
reaktionäre Massenbewegung, welche sich hauptsächlich aus den Reihen des durch die Krisen des
Kapitalismus zur Verzweiflung gebrachten Kleinbürgertums und Lumpenproletariats rekrutiert, hat
die Zerstörung der unabhängigen Arbeiterbewegung und die Errichtung der durch keinerlei
Elemente bürgerlicher Demokratie gehemmten Herrschaft des Finanzkapitals zum Ziel. Er ist der
letzte Ausweg für die Bourgeoisie, nachdem sie in die Abschaffung ihrer eigenen parlamentarischen
Vertretungen verwickelt wurde. Trotzdem, wie Nazi-Deutschland und Mussolini-Italien zeigen, ist er
eine Maßnahme, die ergriffen wird, wenn die Situation es erfordert.

In den halbkolonialen Ländern kann sich der Faschismus als eine Bewegung entwickeln, die aus
kommunalen Konflikten oder reaktionären klerikalen Bewegungen entsteht. Die Phraseologie
solcher Bewegungen kann zeitweise antiimperialistisch sein. Aber dies sollte uns gegenüber dem
antikommunistischen und arbeiterfeindlichen Charakter solcher Bewegungen nicht täuschen. Diese
Rhetorik ist von derselben Beschaffenheit wie der demagogische Antikapitalismus der Nazis. Durch
den Triumph eines Kommunalismus oder klerikalen Faschismus in den Halbkolonien wird die



Herrschaft des Imperialismus aufrechterhalten oder sogar gestärkt werden.

Vom Augenblick des Entstehens dieses Faschismus an muß die Arbeiterklasse einen
unbarmherzigen Kampf führen, um ihn zu zerschlagen. Auch wenn er seine allgemeineren Ziele
verbirgt und sich darauf konzentriert, die giftigen Dämpfe des Rassenhasses zu verbreiten, muß zu
seiner Bekämpfung die Arbeitereinheitsfront organisiert werden. Den Faschisten können keine
demokratischen Rechte (wie z.B. Rede-, Presse- und Organisationsfreiheit) zugestanden werden.
Indessen stellen wir nicht die Forderung auf, sie durch den bürgerlichen Staat verbieten zu lassen.
Da die Bourgeoisie die eigentliche Stütze der Faschisten ist, kann ihr diese Aufgabe nicht anvertraut
werden. Der Staat würde in Wirklichkeit die Verbote zur Entwaffnung und Behinderung des
antifaschistischen Widerstandes verwenden. Die revolutionäre Avantgarde mobilisiert die
Arbeiterklasse um die Slogans: Keine Plattform für Faschisten, werft die Faschisten aus den
Arbeiterorganisationen hinaus. Wir setzen uns für eine physische Bekämpfung aller ihrer
Mobilisierungen ein und organisieren Arbeiterverteidigungseinheiten, um faschistische Angriffe auf
rassisch Unterdrückte und die Arbeiterbewegung zurückzuschlagen.

Der Kampf zur Verteidigung der demokratischen Rechte der Arbeiter und gegen den Faschismus
bildet in keiner Weise eine vom gesamten Übergangsprogramm abgesonderte und getrennte Reihe
von Aufgaben. Der Kampf gegen Bonapartismus und Faschismus kann schließlich nur gewonnen
werden durch die Verwirklichung des Programms von Übergangsforderungen in ihrer Gesamtheit.

Wahltaktik

Die Arbeiterklasse kann die Macht nicht durch Parlamente und Wahlen erreichen. Es ist die Pflicht
der Revolutionäre, den parlamentarischen Kretinismus erbarmungslos zu entlarven ohne dem
wahlfeindlichen Kretinismus der Anarchisten nachzugeben. Revolutionäre benützen Parlamente als
Tribünen, um die Massen anzusprechen. Diese bieten die Gelegenheit, wesentliche Punkte des
kommunistischen Aktionsprogramms in Form allgemeiner Propaganda zu präsentieren.

Die beste Methode, diese Propagandamöglichkeit zu nutzen, ist es, Kandidaten der revolutionären
Partei auf Basis ihres Programms aufzustellen. Wenn eine revolutionäre Kandidatur unmöglich ist,
ist es zulässig, einer reformistischen oder zentristischen Partei, die organisch mit einem großen Teil
der proletarischen Avantgarde oder der Volksmassen im allgemeinen verbunden ist, kritische
Wahlunterstützung zu gewähren. Das Ziel der Wahl ist es, diesen Schichten zu sagen: Wir werden
für eure Partei stimmen, trotz unseres völligen Fehlens an Vertrauen in ihre Führer und in ihr
Programm, um euch zu helfen, ihre Handlungen, in und außerhalb der Regierung, zu testen. Wir
fordern euch auf dafür zu kämpfen, daß eure Führer Maßnahmen setzen, die eindeutig im Interesse
der Arbeiter sind, und daß sie mit der Bourgeoisie brechen. Diese Taktik erfordert es von
Revolutionären und Revolutionärinnen, vollständige Kritik an Reformismus und Zentrismus, am
Parlamentarismus, aber auch an der verräterischen Vergangenheit der jeweiligen Partei zu üben.

Wo nur klassenfremde Parteien oder hoffnungslos unbedeutende, reformistische oder zentristische
Sekten bei den Wahlen antreten, sind wir verpflichtet, klassenbewußte Arbeiter dazu aufzurufen,
„weiß“ zu wählen. Dies darf nicht mit einem Wahlboykott verwechselt werden, der als Taktik nur
zulässig ist, wenn der revolutionäre Kampf der Arbeitermassen die Frage des Umsturzes des
Parlaments als unmittelbare Perspektive stellt.

Die Arbeiter- und Bauernregierung und die Diktatur des Proletariats

Das strategische Ziel des Kampfes des Proletariats ist der Übergang zum Kommunismus. Um diesen
Übergang zu verwirklichen, muß das Proletariat seine eigene Diktatur errichten. Wenn das
Proletariat einmal die Staatsmacht errungen hat, kann es, wie es Anarchisten anstreben, nicht sofort



auf diese verzichten. Auf nationaler und internationaler Ebene wird sich die Bourgeoisie
verschwören und versuchen, die Konterrevolution zu organisieren. Die Arbeiterklasse ist
verpflichtet, ihren Willen der ganzen Gesellschaft aufzuzwingen, um die Revolution zu verteidigen
und den Widerstand der Bourgeoisie zu brechen. Sie übt ihre Klassendiktatur auf Basis ihrer
eigenen – eindeutig proletarischen – Demokratie (Arbeiterräte, Fabrikkomitees, Arbeitermilizen)
offen aus. Sie zentralisiert diese Demokratie in einer nationalen Regierung, einer revolutionären
Arbeiter- oder Arbeiter- und Bauernregierung. Die einzige konsequent revolutionäre Arbeiter- oder
Arbeiter- und Bauernregierung ist die, welche die Diktatur des Proletariats ausübt.

Dennoch treten in der Übergangsperiode Krisen auf, welche die Machtfrage für das Proletariat
stellen, bevor seine Mehrheit für die revolutionäre Partei gewonnen wurde. In diesen Situationen
erwartet die Arbeiterklasse selbstverständlich von ihrer aktuellen Führung, falls diese an der
Regierung ist, die Erlassung eines Programms in ihrem Interesse.

Unter solchen Umständen benutzten die Bolschewiki – und entwickelte die Komintern – die Losung
der Arbeiter- sowie Arbeiter- und Bauernregierung. Das wesentliche an der Taktik der Bolschewiki
in Bezug auf die provisorische Regierung war es, von den kleinbürgerlichen Führern der Arbeiter
(Menschewiki) und der Bauern (Sozialrevolutionäre) zu verlangen, mit der Bourgeoisie zu brechen
und in den Kampf für eine wirkliche Arbeiter- und Bauernregierung einzutreten.

Revolutionäre und Revolutionärinnen verlangen nicht nur einen formalen Bruch mit den
bürgerlichen Parteien, die an der Regierung sind, sondern auch, daß die Führer der Arbeiter und
Arbeiterinnen sofortige Maßnahmen zur Lösung der Krise auf Kosten der Bourgeoisie durchführen.
Dies muß die sofortige Enteignung von imperialistischem Besitz und der großen Kapitalisten unter
Arbeiterkontrolle einschließen, ebenso wie die Beschlagnahmung des Großgrundbesitzes, die
sofortige Bewaffnung der Arbeiterorganisationen und die Entwaffnung der bürgerlichen
Konterrevolution. Es muß der gesamte staatliche Repressionsapparat, der gegen Arbeiter- und
Bauernorganisationen eingesetzt wird, aufgelöst und die Autorität aller Organisationen der Arbeiter-
und Bauerndemokratie anerkannt werden. Auf dem Weg zu solch einer Regierung bietet die
Arbeiterklasse allen ihre revolutionäre Hilfe gegen Angriffe der Imperialisten und der Bourgeoisie
unter Beibehaltung ihrer Unabhängigkeit an, ohne jedoch politische Verantwortung für solch eine
Regierung zu übernehmen, deren Mehrheit nicht aus Revolutionären besteht.

Die Erfahrung von 1917 hat gezeigt, daß die Weigerung der Menschewiki und der
Sozialrevolutionäre, einem solchen Weg zu folgen, keine Ausnahme war. Alle späteren Erfahrungen
bestätigen dies. Die heutigen Führer der Arbeiter und der Bauern tun ihr möglichstes, um –
entweder durch Volksfronten oder durch bürgerliche Arbeiterregierungen – den Kapitalismus vor
dem Untergang zu retten. Die Ereignisse in Frankreich und Spanien in den dreißiger, in Bolivien in
den fünfziger und achtziger Jahren und heute in Nicaragua bezeugen diese Tatsache.

Die heutigen Zentristen haben sich den Stalinisten in deren opportunistischer Entstellung der
Losung der Arbeiter- und Bauernregierung angeschlossen. Während die Stalinisten Lenins
aufgegebene Formel von der „demokratischen Diktatur des Proletariats und der Bauernschaft“ in
den zwanziger Jahren wiederbelebten, indem sie diese zu einer notwendigen bürgerlichen Stufe der
Revolution erklärten, tat das heutige Vereinigte Sekretariat der Vierten Internationale (VS) dasselbe
mit Trotzkis Formel der „Arbeiter- und Bauernregierung“. In Algerien und Nicargua wurden
kleinbürgerlich-nationalistische Regierungen, die nicht einen Schritt zum Bruch mit der Bourgeoisie
getan hatten, zu „revolutionären Arbeiter- und Bauernregierungen“ erklärt, die der politischen
Unterstützung wert seien.

Verschiedenartige Strömungen des zentristischen „Trotzkismus“ (z.B. die Lambertisten in
Frankreich und Portugal in den siebziger und achtziger Jahren) bezeichnen Regierungen, die von



Arbeiterparteien (Sozialdemokraten und Stalinisten) gebildet werden, als „Arbeiterregierungen“.
Das ist ein betrügerischer und opportunistischer Gebrauch dieser Losung. Nur wenn eine Regierung
von Arbeiterparteien durch die Massen in einen wirklichen Kampf gegen die bürgerliche Ordnung
getrieben wird und gezwungen ist, sich auf die Massenorganisationen auf eine Art und Weise zu
stützen, sodaß dies deren Bewaffnung beinhaltet, kann sie als revolutionäre Arbeiterregierung
gesehen werden.

Trotz der opportunistischen Verzerrung der Arbeiter- und Bauern- Regierungslosung bleibt sie eine
entscheidende Waffe bei der Erziehung und die Vorbereitung der Massen für bzw. auf die Macht.
Wir benutzen sie, um Forderungen an die Führung der Arbeiterklasse zu stellen und um den
Anhängern dieser Führung zu zeigen, daß diese es ablehnt, mit der Kapitalistenklasse zu brechen.
Diese Losung beinhaltet die Möglichkeit, die reformistischen und kleinbürgerlich-nationalistischen
Parteien zu spalten, die Basis und die besten Führer für einen wirklichen Kampf gegen Kapitalismus
und Imperialismus zu gewinnen.

Diese Losung ist notwendigerweise abstrakt, da jede Krisensituation von der anderen verschieden
ist und unterschiedliche Führungen an die Macht bringt. Das heißt, daß die tatsächliche
Zusammensetzung solch einer Regierung nicht vor dem konkreten Kampf fixiert werden kann. Wenn
eine Arbeiterregierung entsteht, die nicht die direkte Diktatur des Proletariats darstellt, wäre sie
lediglich eine Regierung des Bürgerkrieges gegen die Kapitalistenklasse. In Konfrontation mit der
Bourgeoisie muß sie entweder zurücktreten oder sich als zeitlich begrenzte Brücke zu dieser
Diktatur erweisen. Auf keinen Fall ist die Arbeiterregierung, in Einheitsfrontform, eine historisch
notwendige Stufe, die vor der Errichtung der Diktatur des Proletariats durchlaufen werden muß.

Trotzki postulierte im Übergangsprogramm die theoretische Möglichkeit, daß in einer
außergewöhnlichen revolutionären Krise die traditionellen Führungen dazu gezwungen werden,
weiter zu gehen, als sie eigentlich wollten, das heißt, mit der Bourgeoisie zu brechen und eine
Arbeiterregierung zu etablieren. In der Geschichte hat sich diese Möglichkeit mehrere Male
praktisch bewiesen, allerdings immer mit konterrevolutionärem Ergebnis.

Die Stalinisten stürzten unter außergewöhnlichen Umständen in Osteuropa, China, Indochina und
Cuba den Kapitalismus. Die Werkzeuge dieser sozialen Umstürze waren bürokratische
Arbeiterregierungen. Diese hatten nichts gemeinsam mit einer revolutionären Arbeiterregierung,
welche den Weg zum Kampf für den Sozialismus öffnet. Obwohl die bürokratischen
Arbeiterregierungen den Kapitalismus beseitigten, geschah dies in konterrevolutionärer Form.
Bevor die Bourgeoisie enteignet wurde, erstickten die Stalinisten alle unabhängigen Organe der
Arbeiterdemokratie, um die Etablierung ihrer eigenen bürokratischen Kastenherrschaft zu sichern.

Die Pflicht des Proletariats unter solchen Umständen ist es, nicht die Enteignung der Kapitalisten
aufzuhalten, sondern die bürokratische Form der Durchführung zu bekämpfen. Indem der Kampf für
proletarische Demokratie in den Vordergrund gestellt und die Forderung an die Stalinisten gerichtet
wird, das Regime der Arbeiterkontrolle in den Fabriken anzuerkennen, und indem weiters die
Bewaffnung der Massen und die Auflösung der stalinistisch kontrollierten Sicherheitskräfte
gefordert wird, können die Massen dazu organisiert werden, den Prozeß der Enteignung
fortzusetzen und gleichzeitig das geplante konterrevolutionäre Resultat zunichtezumachen: nämlich
die Entstehung eines degenerierten Arbeiterstaates, der den Weg zum Sozialismus versperrt.

Arbeiterräte und der Kampf für die Macht der Arbeiterklasse

Die krönende Losung des Übergangsprogramms ist die Forderung nach Sowjets – oder auf Deutsch
nach Arbeiterräten. Ist das Fabrikkomitee das Organ der Doppelmacht in der Fabrik, so ist der
Arbeiterrat, koordiniert auf nationaler Ebene, das Organ der Doppelmacht in der ganzen



Gesellschaft. Solche wirklichen Arbeiterräte entstehen auf lokaler und nationaler Ebene, wenn die
Gesellschaft in eine revolutionäre Krise eintritt, wenn die Massen über die Grenzen ihrer
traditionellen Organisationen hinauswachsen und revolutionäre Organisations- und Kampfformen
anwenden. Eine revolutionäre Krise entsteht, wenn die Gesellschaft eine Sackgasse erreicht: Die
Bourgeoisie ist gespalten und von Regierungskrisen heimgesucht, die Massen sind nicht mehr bereit
das alte Regime zu tolerieren, und demonstrieren wiederholt ihren Willen und die Bereitschaft, alles
zu opfern, um den Kapitalismus zu besiegen.

In der Geschichte des Kapitalismus hat es eine Reihe von revolutionären Perioden gegeben,
bestehend aus einer ausgedehnten Kette von ökonomischen und politischen Krisen, die nur durch
die grundlegende Niederlage einer der konkurrierenden Klassen gelöst hatten werden können.
Danach erlaubten radikal neue ökonomische und politische Kräfteverhältnisse eine Stabilisierung
und die weitere Entwicklung des Kapitalismus. Perioden revolutionärer Krisen erfassen ein Land,
einen Kontinent oder die ganze Welt. Sie sind verschieden in Länge und Tiefe, wobei die
tiefgreifendsten mit Kriegen, erfolgreichen Revolutionen oder Konterrevolutionen verbunden sind.

Eine revolutionäre Situation kann aus mehreren kürzeren Phasen oder Situationen bestehen. Eine
vorrevolutionäre Situation besteht, wenn eine tiefgehende ökonomische Krise massive Inflation
(oder Deflation), Arbeitslosigkeit und Bankrotte nach sich zieht. Durch diese Katastrophen zeigt sich
der todkranke Charakter des kapitalistischen Systems für Millionen. Eine vorrevolutionäre Situation
kann auch durch eine militärische Niederlage, wie in Rußland 1905, entstehen. Solche
Krisensituationen tendieren dazu, politische Krisen zu produzieren, die die Bourgeoisie dazu
zwingen, entweder zu autoritäreren Regierungsmethoden Zuflucht zu nehmen oder die Führer der
Arbeiter darin einzubinden, die Krise auf Kosten der Arbeiterklasse zu lösen. Spaltungen innerhalb
der herrschenden Klasse darüber, welcher Kurs einzuschlagen sei, geben dem Proletariat einen
zusätzlichen Impuls, im allgemeinen und in den politischen Formen des Kampfes immer militanter
zu werden. Eine revolutionäre Situation ist die Folge.

In einer vorrevolutionären Situation ist es die zentrale Aufgabe der revolutionären Partei, die
allgemeinsten Losungen des politischen Klassenkampfes (Generalstreik, Arbeiterselbstverteidigung,
der Aufbau von embryonalen Arbeiterräten, wie z.B. Aktions-, Streik- oder Einheitsfrontkomitees)
aufzustellen. In einer revolutionären Situation ist es zentral, all diese Organe in voll ausgeformte
Arbeiterräte umzuwandeln: Der direkte Kampf um die Macht kann nicht mehr länger verschoben
werden. Wenn die Arbeiterklasse darin versagt, eine erfolgreiche Revolution durchzuführen, wird
die Konterrevolution entweder in Form einer Diktatur (faschistisch oder bonapartistisch) über die
Arbeiterklasse und ihre Verbündeten oder in der mehr beschränkten Form der „demokratischen
Konterrevolution“ triumphieren. Letztere beläßt eine bürgerlich-demokratische Verfassung mehr
oder weniger in Kraft und überläßt die revolutionäre Avantgarde dem Terror von Militär, Polizei und
Justiz.

Diese Konterrevolutionen beenden eindeutig die revolutionäre Periode. Was folgt, kann sich als
langandauernde Periode der Konterrevolution herausstellen, wie sie etwa den Niederlagen der
Arbeiter in Deutschland 1933 oder der chilenischen Arbeiter 1973 folgte. Auf der anderen Seite
kann eine nichtrevolutionäre Periode auftreten, eine Periode sozialer Stabilisierung, wenn eine
tiefgreifende Erholung von der ökonomischen und politischen Krise auftritt. Trotzdem: Wo
fundamentale Widersprüche, die die Revolution haben aufbrechen lassen, fortdauern und wo die
Arbeiterklasse nicht eine Niederlage von historischem Ausmaß erlitten hat, kann eine
zwischenrevolutionäre Periode auftreten, bevor der Kampf zwischen Arbeiterklasse und Bourgeoisie
erneut losbricht. Das Erkennen dieser Änderungen von Perioden kann entscheidend sein für das
Wachstum oder gar das Überleben einer revolutionären Partei. Es ist lebenswichtig, die geeigneten
legalen oder illegalen Taktiken und Methoden der Organisation zu ergreifen und zum richtigen
Zeitpunkt in die Defensive oder in die Offensive zu gehen.



Rußland im Februar 1917, Deutschland 1918, Spanien in den dreißiger Jahren und viele andere
Beispiele zeigen deutlich auf, daß, falls das Proletariat es schafft, seine eigenen bewaffneten Kräfte
aufzubauen, ohne gleichzeitig die bewaffneten Kräfte der Bourgeoisie total zu zerstören, es zu einer
Situation der Doppelmacht kommt, in welcher sich zwei Regime verschiedener Klassen
gegenüberstehen. Diese Situation der Doppelmacht ist in ihrem Wesen instabil. Sie kann nur – egal
für welchen Zeitraum – existieren, wenn die bewaffneten Kräfte der Arbeiter stark sind und die
Bourgeoise die Kontrolle über wesentliche Sektoren ihrer bewaffneten Kräfte verloren und Angst vor
der endgültigen Konfrontation hat.

Ansonsten kann Doppelmacht nur für längere Zeit andauern, wenn die reformistische oder
zentristische Führung des Proletariats zaudert und schwankt, wenn sie mit der Aufgabe der Führung
des Kampfes, der auf die endgültige Entscheidung hinsteuert, konfrontiert ist. Solche Kräfte
innerhalb der Arbeiterbewegung versuchen, entweder die Doppelmacht im Sinne eines „legitimen“
(bürgerlichen) Staates zu lösen oder einen Staat mit dauerhaftem Doppelmachtcharakter zu
begründen. Dieses Konzept, welches dahin strebt, einen „Zwitterstaat“ mit Parlament parallel zu
Arbeiterräten zu etablieren, ist immer zum Scheitern verurteilt (Deutschland 1918-23), da es das
Unvereinbare zu vereinigen versucht. Die Versuche von linken Reformisten oder Zentristen,
Arbeiterräte mit parlamentarischer Demokratie zu „kombinieren“, laufen einfach darauf hinaus, den
revolutionären Kampf der Massen zu demobilisieren.

Wenn eine Situation der Doppelmacht auch ein enormer Schritt vorwärts ist, verglichen mit der
unbestrittenen Ordnung der Bourgeoisie, so ist sie dennoch weder eine unvermeidliche Phase noch
ein strategisches Ziel für sich selbst. Unser Ziel ist die vollständige Vernichtung des bürgerlichen
Staates, und wir streben danach, die Doppelmacht durch die Diktatur des Proletariats als Ergebnis
einer bewaffneten Erhebung zu ersetzen. Dieses Ziel kann nur erreicht werden, wenn die
revolutionäre Partei die Führung in den Arbeiterräten erringt. Nur dann kann die Losung „Alle
Macht den Arbeiterräten!“ tatsächlich verwirklicht und die Konterrevolution besiegt werden.

Embryonale Arbeiterräte können sich aus verschiedenen Organisationsformen entwickeln – aus
revolutionierten Gewerkschaften, aus Fabrikkomitees oder aus Aktionskomitees, die um Teilkämpfe
herum aufgebaut wurden. Obwohl wir der Frage der Form keine übergroße Bedeutung zumessen,
bestehen wir darauf, daß es keinen Ersatz für jene Kampforgane gibt, die das Wesen der
Arbeiterräte zum Ausdruck bringen. Wir trachten danach, die verschiedenen embryonalen Formen
von Arbeiterräten so weiterzuentwickeln und anzuleiten, daß sie zu tatsächlichen Arbeiterräten
werden. Fabrikkomitees und -gewerkschaften, egal wie radikal sie sind, können aus sich selbst
heraus nicht als Arbeiterräte dienen. Die Gründe dafür sind im Charakter der Arbeiterräte selbst
angelegt.

Arbeiterräte sind nicht fabrik- oder industriespezifisch. Tatsächlich sind sie zentrale Mittel, um Teile
der Gesellschaft, wie etwa die arme Landbevölkerung und die einfachen Soldaten, für die Sache des
Proletariats zu organisieren und zu gewinnen. Alle, die sich im Kampf befinden, sind in diesen Räten
vertreten. Sie setzen sich aus Delegierten der Fabriken, der Gewerkschaften, von allen
Arbeitsplätzen, Arbeiterbezirken, von Bauernkomitees und den Arbeiterparteien zusammen. Sie
durchbrechen sektorale Barrieren und ersetzen diese durch eine klassenweite kämpferische Einheit.
Sie haben territorialen Charakter, durch welchen alle Ausgebeuteten und Unterdrückten in einer
Stadt oder einer Region einbezogen werden. Durch regelmäßige Wahlen und die jederzeitige
Abberufbarkeit wird die demokratischste Form repräsentativer Organisation der Arbeiter, die die
Geschichte je gesehen hat, erzeugt. Frei von vorher bestehenden bürokratischen Apparaten, sind sie
unmittelbar empfänglich für die Änderungen in der Stimmung, die politischen Ansichten und die
Militanz der Massen. Arbeiterräte sind das sicherste Entscheidungsmittel über den tatsächlichen,
momentanen Willen des kämpfenden Proletariats.



Aufgrund dieser Eigenschaften eignen sich Arbeiterräte außergewöhnlich gut für den revolutionären
Kampf. In Perioden sozialen Friedens aber kann ein Arbeiterrat keine dauerhafte Organisation sein.
Er lebt und atmet durch den täglichen Kampf mit der Bourgeoisie, beobachtet jede ihrer
Bewegungen, organisiert Widerstand gegen jede ihrer Attacken, kämpft für die Interessen der
Massen, die er vertritt, und hebt das kämpferische Selbstvertrauen der Massen mit jedem Sieg.
Keine andere Organisationsform ist im Durchführen der notwendigen taktischen Manöver im
revolutionären Kampf mit der Bourgeoisie so flexibel wie der Arbeiterrat.

Zuletzt, aber keinesfalls am unwichtigsten, sind Arbeiterräte die Basis für die Verwaltung des
zukünftigen Arbeiterstaates. Sie sind Organe der Macht der Arbeiterklasse. Ebenso wird die
Arbeitermiliz vom Werkzeug des Aufstandes in die Bastion zur Verteidigung des Arbeiterstaates
gegen die Konterrevolution verwandelt. Jede revolutionäre Situation hat bewiesen, daß die
Arbeiterklasse nicht einfach die existierende Staatsmaschinerie beibehalten und dazu benützen
kann, um den Sozialismus aufzubauen. Neue proletarische Organisationen müssen den Platz des
kapitalistischen Staates einnehmen. Die Arbeiterräte, welche in Situationen der Doppelmacht dazu
gezwungen sind, die Kontrolle über Produktion, öffentliches Leben und Verteilung auszuüben, sind
ideal dafür geeignet, die Leitung des Arbeiterstaates zu übernehmen. Sie sind beides: revolutionäre
Werkzeuge im Kampf um die Macht und revolutionäre Organe der Machtausübung. Bis jetzt hat
niemand eine Form der Organisation gefunden, die sich besser für diese Zwecke eignen würde.
Versuche, Ersatz für Arbeiterräte zu finden, führten ausnahmslos zu opportunistischen Fehlern.

Der Aufstand

Die Aufgabe der revolutionären Partei in den Arbeiterräten ist es, alle Kämpfe auf das Ziel der
Zerschlagung des kapitalistischen Staates hin zu vereinigen. Der Generalstreik und der bewaffnete
Aufstand sind Schlüsselwaffen, um dieses Ziel zu erreichen. Aufstände haben sich auch ohne
Generalstreik als erfolgreich erwiesen (wie in Petrograd, Oktober 1917), aber der Generalstreik ist
unter vielen Umständen eine revolutionäre Schlüsselmethode des Kampfes, da er die gesamte
Maschinerie des kapitalistischen Feindes und seines Staates lähmt. Er stellt die Frage: Wer regiert
die Gesellschaft, die Kapitalisten, die die Produktionsmittel besitzen, oder die Arbeiter, die sie am
Laufen erhalten? Er setzt den Kampf um die Macht auf die Tagesordnung. Aber aus sich selbst
heraus kann eine massenhafte Arbeitsniederlegung die Frage, wer regiert, nicht beantworten. Daher
muß ein Generalstreik den Weg zum bewaffneten Aufstand vorbereiten.

Die Geschichte hat gezeigt, daß das Proletariat der Bourgeoisie die Staatsmacht nur durch
gewaltsame Mittel entreißen kann. Natürlich wird das notwendige Ausmaß an Gewalt, abhängig von
der Verteilung der Kräfte am Vorabend des Aufstandes, verschieden sein. Es wird teilweise davon
abhängen, in welchem Ausmaß die bewaffneten Kräfte für die Sache des Proletariats gewonnen
werden konnten. Wie auch immer: Die Arbeiterklasse muß damit rechnen, dem maximalen
Widerstand der Kapitalisten zu begegnen, und sie muß deshalb auch ihre eigenen Kräfte zu
maximieren versuchen, um dem Widerstand entgegenwirken und ihn zerstören zu können. Ohne
revolutionäre Situation, in welcher die Massen vollständig hinter der revolutionären Partei stehen,
wird ein Aufstand, der von einer revolutionären Minderheit geführt wird, ein abenteuerlicher Putsch
sein und zu Rückschlägen für den revolutionären Kampf führen. Wenn das neue Regime, das durch
den Aufstand geschaffen wird, stabil und dauerhaft sein soll, muß die Partei bereits die Mehrheit der
organisierten Arbeiter und Arbeiterinnen der großen Städte und der Ortschaften gewonnen haben.

Aufstände hat es, historisch gesehen, in zwei Formen gegeben. Die eine ist die „Februarrevolution“
(Frankreich 1848, Rußland 1917), in der spontane Massenerhebungen gegen ein diktatorisches
Regime stattfinden und wo keine dominante bewußt-revolutionäre Partei die Massen führt. Hier
kann das Resultat ein demokratisch-bürgerliches Regime sein, eine Situation der Doppelmacht oder,
in seltenen und nur ausnahmsweisen Umständen, ein Triumph der Arbeiter und Arbeiterinnen, wie



etwa die Pariser Kommune, unter einer Führung, die entweder nicht die Führung behalten will oder
nicht weiß, wie sie diese festigen beziehungsweise ausweiten kann. Der Standpunkt der
revolutionären Minderheit zu solch einer spontanen Erhebung ist es, voll daran teilzunehmen,
danach zu streben, ihr eine bewußte Führung zu geben, im speziellen durch den Kampf für
Arbeiterräte und eine revolutionäre Arbeiter- und Bauernregierung, die auf letzteren aufbaut.

Die andere Form des Aufstandes ist die bewußte, geplante, gewaltsame Übertragung der
Staatsmacht an das Proletariat nach dem Modell der Oktoberrevolution in Rußland. Das
Durchführen des Aufstandes ist eine technische Aufgabe, welche heimliche Planung erfordert. Die
Arbeiterräte müssen für das Ziel des Aufstandes gewonnen werden, und die Arbeitermiliz und
diejenigen Regimenter, die auf der Seite der Arbeiterklasse stehen, sind die Mittel zur Durchführung
der Erhebung. Nur die revolutionäre Partei alleine kann den allgemeinen Führungsstab zur Leitung
der Erhebung zur Verfügung stellen. Obwohl sich die Partei die Hilfe von Offizieren, die aus den
einfacheren Mannschaftsgraden kommen, zunutze machen kann, muß deren Kommando immer auf
die militärische Handlungen beschränkt bleiben, kontrolliert durch gewählte Kompanie- und
Regimentskomitees. Die Inbesitznahme der Schlüsseleinrichtungen, die Organisation der
Verteidigung des neuen Regimes, die Verteilung von Waffen und die Zuteilung von proletarischen
Aufständischen kann nicht der Spontaneität der Massen oder „aufgeklärten Offizieren“ überlassen
werden. Die Partei ist entscheidend für die Koordination dieser Tätigkeiten. Aber am Tag nach
einem erfolgreichen Aufstand wird die Belohnung für diese Vorbereitung klar sein: die Zerschlagung
des kapitalistischen Staates und die Etablierung der Diktatur des Proletariats auf Basis der Macht
der Arbeiterräte.


